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STÄDTE- UND GEMEINDERAT ist die einzige unabhängige
und ebenso die meistgelesene Fachzeitschrift für Kom-
munal- und Landespolitik in Nordrhein-Westfalen. Sie
führt kommunale Wissenschaft und Praxis, Kommunal-
recht und Kommunalpolitik zusammen. Die Zeitschrift hat
sich als Diskussionsforum für neue Entwicklungen in der
kommunalen Welt einen Namen gemacht.

Die 1946 erstmals verlegte Fachzeitschrift STÄDTE- UND

GEMEINDERAT ist das offizielle Organ des Städte- und Ge-
meindebundes Nordrhein-Westfalen. Als Spitzenverband
kreisangehöriger Städte und Gemeinden repräsentiert
dieser rund 9 Mio. Bürger und Bürgerinnen sowie 86 
Prozent der Ratsmitglieder in Nordrhein-Westfalen.

STÄDTE- UND GEMEINDERAT enthält monatlich aktuelle 
Informationen aus den zentralen Interessengebieten der
Kommunalpolitiker und Verwaltungsbeamten:

• Finanzen, Wirtschaft, Soziales, Schule und Kultur
• Verwaltungsfragen und Neue Steuerung
• Kommunalrecht
• Kommunale Wirtschaftsunternehmen
• Tourismus und Freizeit

Darüber hinaus enthält STÄDTE- UND GEMEINDERAT Sonder-
seiten, die überregional über Produkte und Neuheiten für
den kommunalen Markt informieren. Der Leser erhält so-
mit einen Überblick über Aktuelles aus den Bereichen:

• Bürokommunikation
• Umweltschutz
• Nutzfahrzeuge im öffentlichen Dienst
• Müll- und Abfallbeseitigung
• Verkehrswesen
• Landschaftspflege
• Wohnungswesen, Städtebau
• Freizeitanlagen, öffentliche Schwimmbäder
• Kommunale Energieversorgung
• Kreditwesen
• Raumplanung
• Krankenhausbedarf

Mit STÄDTE- UND GEMEINDERAT sind Sie 
abonniert auf Branchen-Information.

Schicken Sie den ausgefüllten Antwortcoupon an den 
Krammer Verlag, 
Vertriebsabteilung, Postfach 17 02 35, 
40083 Düsseldorf. 
Wenn es schneller gehen soll, faxen Sie uns den 
unterschriebenen Coupon:

FAX: 0211/9149-450

Name/ Vorname/Firma

Straße

Postleitzahl/Ort

Telefon/Fax

VAT-Nr.

Ich bezahle � per Bankabbuchung � gegen Rechnung

Bankleitzahl Konto-Nr.

Bankinstitut  Datum/Unterschrift 

Ja, ich möchte STÄDTE- UND GEMEINDERAT kennenlernen! Bitte senden Sie mir die nächs-

ten drei aktuellen Aus gaben zum Vorzugspreis von nur € 10,25 (incl. MwSt. und Versand).

Die Lie ferung  endet mit Zustellung des dritten Heftes und geht nicht automatisch in ein
Jahres abonnement über.

Ja, ich kenne STÄDTE- UND GEMEINDERAT bereits und möchte die Zeitschrift (10 Ausgaben)

im günstigen Jahresabonnement (€ 78,- incl. MwSt. und Versand) bestellen.

Vertrauens-Garantie: Das Abo können Sie innerhalb von 10 Tagen nach  Absendung des Bestell coupons 
schriftlich beim Krammer Verlag, Vertriebs abteilung, Postfach 17 02 35, 40083 Düsseldorf, widerrufen.
Rechtzeitige Absendung genügt!

Datum/Unterschrift 
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Die Fachzeitschrift für Kommunal- und
Landespolitik in Nordrhein-Westfalen

Dr. Bernd Jürgen Schneider
Hauptgeschäftsführer StGB NRW

EDITORIAL

Der demografische Wandel ist in vollem Gange.
Allerorten werden Bevölkerungsprognosen erstellt und
fortgeschrieben, Siedlungskonzepte überprüft, und es wird
am eigenen Profil gefeilt. Dass der demografische Wandel
unter dem Schlagwort „weniger - älter - bunter“ auch 
eine Geschlechter-Komponente hat, ist den wenigsten 
bewusst. 
Tatsächlich wird dieser Prozess das Verhältnis der
Geschlechter zueinander erheblich verändern. Diese 
Entwicklung lässt sich aber nicht mit dem einfachen 
Schema „Gewinner - Verlierer“ beschreiben. Vielmehr 
werden die Veränderungen in der Bevölkerungsstruktur
Männern wie Frauen in manchen Bereichen Vorteile, 
in anderen dafür Nachteile bringen.
Ein Globaltrend lässt bereits jetzt erkennen: Die 
Bedeutung der Frauen im öffentlichen Leben nimmt zu.
Aufgrund der höheren statistischen Lebenserwartung
bleibt ihnen nach Familienphase und Berufstätigkeit 
länger Zeit für ehrenamtliches Engagement. Und diesen
Lebensabschnitt können sie - da meist noch gesund - 
aktiver gestalten. 
Die zunehmende Anzahl „junger alter“ Frauen wird sich 
an verschiedenen Stellen bemerkbar machen. Etwa 
im politischen Leben: Die Parteien müssen sich auf die 

Wertvorstellungen und Prioritäten der Frauen mit Berufs-
und Lebenserfahrung einstellen. Sonst kommt bei der
Wahl das böse Erwachen. Oder im Handel: Frauen kaufen
andere Produkte und legen andere Maßstäbe an. So sind
ihnen ansprechendes Design und Alltagstauglichkeit
wichtiger als technische Finessen oder Statussymbole. Da
sie über immer mehr Kaufkraft verfügen, müssen sich 
Hersteller und Einzelhandel darauf einstellen. 
Eine besorgniserregende Entwicklung wird viele Frauen
und Männer gleichermaßen treffen: Altersarmut aufgrund
mangelnder Rentenansprüche. Denn das Anwachsen von
Minijobs, Teilzeitarbeit oder Leiharbeit, unterbrochen
durch Phasen ohne Beschäftigung, führt zu geringeren
Einkommen. Diese reichen oft nicht einmal während der
aktiven Berufstätigkeit zum Lebensunterhalt aus. 
Städte und Gemeinden sind mit ihrem Bestreben, die 
Infrastruktur altersgerecht und barrierefrei umzubauen,
auf dem richtigen Weg. Freilich kommt dabei nicht 
automatisch die „frauengerechte“ Kommune heraus. Oft
sind es Kleinigkeiten, welche den öffentlichen Raum 
für Frauen wohnlicher und attraktiver machen. Die 
Mühe lohnt sich. Denn das Potenzial, das Frauen für die 
Gemeinschaft einbringen können, ist riesengroß. 



Geschichte der Stadt Dülmen
Hrsg. v. Stefan Sudmann, Stadtarchiv Dülmen, 16
x 23,5 cm, 848 S., 175 Abbildungen, 29,80 Euro,
Verlag Laumann, ISBN 3-89960-348-4

Im Jahr 1311 erhielt Dülmen die Stadtrechte. Pas-
send zum 700. Stadtjubiläum präsentiert ein
Buch nun die Geschichte der Stadt Dülmen und
des Dülmener Raums von der späten Steinzeit
über die Entstehung der Stadt im Mittelalter
bis hin zu den aktuellen Entwicklungen des
Jahres 2010. Die einzelnen Kapitel wurden vom
Stadtarchiv Dülmen sowie von Wissenschaft-

lern unter anderem der Universität Münster und benachbarter Archive
erstellt. Das Werk erfüllt moderne wissenschaftliche Standards. 
Gleichwohl sind die Texte auch für interessierte Laien verständlich.

Klimaschutz mit Bürgerenergieanlagen
Hrsg. v. d. EnergieAgentur.NRW, A 4, 28
S., kostenlos zu best. bei der Energie-
agentur-Hotline 01803-190000 oder im
Internet herunterzuladen unter www.
energieagentur. nrw.de 

Immer mehr Bürger/innen in NRW in-
vestieren in erneuerbare Energien-Pro-
jekte. Allein 35 neue Windkraftanlagen
- darunter auch Bürgerenergieanlagen
– sind während der ersten sechs Mona-
te des Jahres 2011 in NRW installiert
worden. Die Broschüre bietet Orientie-
rung im vielschichtigen Geflecht der
Gesellschaftsformen, die sich zum Betrieb von Bürgerenergieanlagen
anbieten. Insbesondere gibt das Heft einen Überblick über Modelle
für Betreibergesellschaften und Beteiligungsformen anhand von Pro-
jektbeispielen aus NRW.

Jahresabschluss und Lagebericht 
kommunaler Unternehmen
Von Martin Kronawitter, 20,6 x 14,4 cm, 480 S., 49,80 Euro, Richard Boor-
berg Verlag, 2011, ISBN 3-415-04706-8

Der Leitfaden bietet eine umfassende Darstellung der Rechnungs -
legung für sämtliche gemeindlichen Betriebe - vom Eigenbetrieb über

das Kommunalunternehmen bis hin zur Ka-
pitalgesellschaft. Sämtliche Änderungen im
Handelsgesetzbuch durch das Gesetz zur
Modernisierung des Bilanzrechts (BilMoG)
sind eingearbeitet. Der Autor erklärt detail-
liert nicht nur die allgemeinen und besonde-
ren Ansatz- und Bewertungsregeln zur Ferti-
gung der Bilanz sowie Ansatzvorschriften für
die Gewinn- und Verlustrechnung, sondern
auch die Regelungen zur Erstellung von An-
hang und Lagebericht. Zahlreiche Praxisbei-
spiele machen die gesamte Rechnungsle-
gung transparent.
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Nationale Streusalzreserve für 
den Winter
Nach dem Streusalz-Notstand im vergangenen Winter legen der
Bund und die Länder eine nationale Streusalz-Reserve von 100.000
Tonnen Salz an. Wie NRW-Verkehrsminister Harry Voigtsberger
mitteilte, sollen in NRW 60.000 Tonnen eingelagert werden, in
Sachsen-Anhalt 40.000. Die Reserve solle bei langen extremen
Witterungslagen die Streusalzversorgung auf den Autobahnen si-
cherstellen. In NRW baut der Landesbetrieb Straßenbau eine zu-
sätzliche Reserve von 40.000 Tonnen für den Bedarf des Landes
und der Kommunen auf. Außerdem würden 35 Räumfahrzeuge
der Autobahnmeistereien mit Blaulicht und Einsatzhorn ausge-
stattet. Damit könnten die Autobahnen bei blockierter Fahrbahn
notfalls auch gegen die Fahrtrichtung geräumt werden.

Mit Nummernschild gegen 
Fahrraddiebe
Mit der vor zwei Jahren ins Leben gerufenen Aktion „Kein Fahrrad
ohne Kennzeichen“ haben Stadt und Polizei in Rheine die Dieb-
stahlquote bei Fahrrädern deutlich gesenkt. Wurden 2009 noch
1.746 Fahrräder gestohlen, waren es 2010 nur noch 1.253. Von den
bisher etwa 7.500 registrierten und gekennzeichneten Rädern
wurden im vergangenen Jahr sogar lediglich zwölf als gestohlen
gemeldet. Die Städte Emsdetten und Greven haben sich der Akti-
on bereits angeschlossen. Auch Polizeibehörden außerhalb des
Kreises interessieren sich für die Fahrrad-Nummernschilder. Auf-
grund des Erfolgs bewirbt sich die Stadt Rheine im Rahmen der
Ordnungspartnerschaft mit der Polizei mit diesem Projekt um den
Landespreis für Innere Sicherheit 2011.

Ehrenamtskarte in 121 Kommunen

Immer mehr Kommunen in Nordrhein-Westfalen führen die Eh-
renamtskarte ein. Wie das NRW-Familienministerium mitteilt, ge-
ben bereits 121 Städte und Gemeinden im Land die Karte aus. Mehr
als 12.000 engagierte Bürgerinnen und Bürger seien bisher mit der
Ehrenamtskarte ausgezeichnet worden. Sie können inzwischen in
rund 1.700 Einrichtungen - etwa in Schwimmbädern und Museen,
Theatern und Kinos sowie in Sportvereinen - Vergünstigungen in
Anspruch nehmen. Die Ehrenamtskarte ist ein Gemeinschaftspro-
jekt von Land und Kommunen. Alle Städte, Gemeinden und Kreise
in NRW können sich beteiligen. Sie brauchen dazu nur einen Rats-
beschluss. Danach gewährt das Land einen Einführungszuschuss
und finanziert die ersten Karten.

LWL-Textilmuseum nun mit 
alter Spinnerei 
Das Textilmuseum in der Stadt Bocholt ist um eine Attraktion rei-
cher. Am 2. September 2011 eröffnete der Landschaftsverband
Westfalen-Lippe (LWL) die historische Spinnerei Herding als
zweiten Teil seines Textilmuseums. Nachdem der LWL den mehr
als 100 Jahre alten Backsteinbau der stillgelegten Spinnerei 2004

mit finanzieller Unterstützung der Sparkassenstiftung, der
Stadt Bocholt und des Kreises Borken angekauft hatte, war der
Komplex ab 2009 mit knapp sechs Millionen Euro aus dem Kon-
junkturpaket II umgebaut worden. Auf vier Etagen und insge-
samt 6.000 Quadratmetern bietet die alte Manufaktur nun
Raum für Ausstellungen und Veranstaltungen. Bis November
2011 haben Besucher Gelegenheit, das sanierte Denkmal zu be-
sichtigen.

Einheitliche Verkehrszentrale ab 
Mitte 2012
Ab Mitte 2012 soll der Verkehr auf den Autobahnen in Nordrhein-
Westfalen zentral gesteuert werden. Bisher sind vier Stellen für
die Verkehrssteuerung zuständig. Wie NRW-Wirtschaftsminister
Harry Voigtsberger mitteilte, soll die neue Zentrale, in der die Be-
schäftigten des Landesbetriebs Straßenbau NRW und der Bezirks-
regierungen gemeinsam arbeiten werden, alle wesentlichen Ak-
tivitäten zur Verkehrssteuerung auf NRW-Autobahnen bündeln.
Die neue Verkehrszentrale sei zudem ein zentraler Punkt zur Stau-
bekämpfung auf den Bundesfernstraßen im Land, so Voigtsberger.
Dies sei ein Ergebnis des Mobilitätsgutachtens, das die Landesre-
gierung im Mai 2011 vorgestellt habe.

Neue Spielstätte der Westfälischen
Kammerspiele
Die Stadt Paderborn hat ein neues Theater. Die neue Spielstätte
der Westfälischen Kammerspiele wurde am 9. September 2011 of-
fiziell eröffnet. NRW-Kulturministerin Ute Schäfer zollte der Stadt
und dem Kreis Paderborn angesichts zunehmender kommunaler
Sparzwänge großen Respekt und Anerkennung für ihr Engage-
ment für das Theater. Die Kammerspiele seien „seit vielen Jahren
Garant für ein ebenso anspruchsvolles wie unterhaltsames Kul-
turangebot in der Region.“ Die Westfälischen Kammerspiele wer-
den derzeit mit 185.000 Euro von der Landesregierung gefördert.
Zudem erhält das Theater für seine Kinder- und Jugendarbeit zu-
sätzlich einen Zuschuss von 100.000 Euro. Im Jahr 2012 werde das
Haus auch das nordrhein-westfälische Kinder- und Jugendthea-
tertreffen ausrichten.

Getreideernte 2011 besser als erwartet 

Trotz Trockenheit im Frühjahr und einer verregneten Erntezeit ist
die Getreideernte in Nordrhein-Westfalen in diesem Jahr besser
ausgefallen als erwartet. Insgesamt wurden 3,7 Millionen Tonnen
Getreide von den Feldern geholt. Das waren 2,1 Prozent weniger
als 2010 und 9,3 Prozent weniger als im sechsjährigen Mittel. Wie
das NRW-Landwirtschaftsministerium mitteilte, hätten die Wet-
terkapriolen allerdings für große regionale Unterschiede bei der
Ernte gesorgt. So habe sich vor allem in den Höhenlagen des
Rheinlandes und in Südwestfalen die Ernte lange hingezogen.
Dies habe teilweise zu Ertrags- und Qualitätseinbußen geführt.
Neben den widrigen Anbaubedingungen sei der Rückgang aber
auch darauf zurückzuführen, dass die Anbaufläche um rund
14.000 Hektar zurückgegangen ist.

NACHRICHTEN



vilegierte Geschlecht. Sie genießen, da sie in der
Regel länger leben und früher heiraten als Män-
ner, eine größere gemeinsame Lebensspanne
mit ihren Kindern und Enkelkindern. Und oft
zeigt sich, dass Frauen besser als Männer in der
Lage sind, die mit dem Alter verbundenen Ver-
änderungen und Verluste zu bewältigen. 
Doch bei genauerer Betrachtung täuscht die-
ser Eindruck. Ungleichheiten in den Lebensläu-
fen von Frauen und Männern wie beispielswei-
se ihre unterschiedliche Beteiligung am Erwerbs-
leben wirken bis ins Rentenalter fort und spit-
zen sich dann sogar noch zu. Dies hat die Ge-
rontologin Gertrud M. Backes herausgefunden. 
Schlechtere Entlohnung der weiblichen Er-
werbsarbeit und Unterbrechungen der Er-
werbsphase wirken sich tiefgreifend auf die
ökonomische Situation von Frauen im Alter aus.
Frauen, die 2010 in Rente gingen, verfügen über
eine Durchschnittsrente von gerade einmal 463
Euro und liegen damit weit unter der offiziel-
len Armutsgrenze. 
Für viele Frauen ist das Alter deshalb kein selbst-
bestimmter und komfortabler „Lebensabend“,
sondern - wesentlich häufiger als bei Männern
- eine von Knappheit und akutem Mangel ge-
prägte Lebensphase. Allerdings ist absehbar,
dass das Phänomen Altersarmut für beide Ge-
schlechter an Brisanz gewinnen wird. Lücken
im Erwerbsverlauf und prekäre Beschäfti-
gungsverhältnisse treffen heute auch viele
Männer.

KOMPETENZZENTREN „FRAU UND BERUF“

Wie kann die Politik gegensteuern? Angesichts
der Erwerbszentriertheit der bestehenden
sozialen Sicherungssysteme und angesichts
der Tatsache, dass das neue Unterhaltsrecht
den Ehegattenunterhalt nach einer Schei-
dung stark einschränkt, muss es mehr denn je
darum gehen, Frauen eine eigene Existenzsi-
cherung durch Erwerbsarbeit zu ermögli-
chen. 
Dies ist ein Schwerpunkt der neuen Landes-
regierung. Immerhin verfügt Nordrhein-West-
falen mit 65,7 Prozent noch immer über die
zweitniedrigste Frauenerwerbsquote der Län-
der in Deutschland. Auch der Lohnabstand zwi-
schen Männern und Frauen liegt mit 25 Pro-
zent noch zwei Punkte über dem bundesdeut-
schen Durchschnitt.

Die NRW-Landesregierung betrachtet demografischen Wandel 
auch unter Geschlechter-Gesichtspunkten und will die Position 
der Frauen im Beruf, in der Familienphase sowie im Alter stärken

Sphäre oder einer Art unbestimmtem „Zu-
kunftsland“ abspielt, sondern bereits hier und
jetzt in den Städten und Gemeinden, ist die-
ser demografische Wandel auch nicht ge-
schlechtsneutral. Er betrifft Frauen und Män-
ner konkret und deshalb auch unterschiedlich.
Als Ministerin für Emanzipation ist mir deshalb
ein geschlechterdifferenzierter Blick auch bei
Fragen des demografischen Wandels besonders
wichtig. Nur wenn wir die unterschiedlichen
Bedürfnisse und Lebensbedingungen von
Frauen und Männern erkennen und berücksich-
tigen, kann Politik zielgenau und effektiv sein. 

FEMINISIERUNG DES ALTERS

Heute ist die Mehrheit der älteren Bevölkerung
weiblich, weshalb bereits von der „Feminisie-
rung des Alters“ gesprochen wird. Selbst wenn
demografische Prognosen von einer gewissen
Angleichung der geschlechtsspezifischen Ster-
berate ausgehen, werden Frauen bei den Be-
tagten und Hochbetagten auch in Zukunft die
Mehrheit stellen. Auf den ersten Blick erschei-
nen Frauen, was das Alter angeht, als das pri-

ie Fakten sind im Wesentlichen be-
kannt. Auch für Nordrhein-Westfalen

lässt sich die demografische Entwicklung mit
den beiden Trends „stetige Bevölkerungsab-
nahme“ und „strukturelle Alterung der Bevöl-
kerung“ beschreiben. Sinkende Geburtenraten
und steigende Lebenserwartung prägen die
Entwicklung. 
Als Ministerin für Gesundheit, Emanzipation,
Pflege und Alter (MGEPA) habe ich jeden Tag
mit den drängenden Fragen des demografi-
schen Wandels zu tun. Wie kann es gelingen,
allen Generationen in einer älter werdenden
Gesellschaft ein selbstbestimmtes Leben in So-
lidarität mit anderen zu ermöglichen? Was
kann das MGEPA dazu beitragen, dass sich
Staat und Gesellschaft diesen Herausforderun-
gen stellen? Welche neuen Handlungsmöglich-
keiten müssen wir eröffnen? Wie können wir
die nötigen Veränderungen gemeinsam mit
den gesellschaftlichen Akteurinnen und Akteu-
ren sowie in enger Rückkopplung mit den Bür-
gerinnen und Bürgern gestalten?
Und genauso, wie sich der demografische
Wandel nicht irgendwo, in einer publizistischen

� Der demografische Wandel wirkt sich unterschiedlich auf Frauen und Männer und damit auch 
auf die Familienstrukturen aus

Selbstbestimmt 
auch im Alter leben
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Barbara Steffens   ist
NRW-Ministerin für 
Gesundheit, Emanzipation,
Pflege und Alter 
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Als wichtigste Maßnahme hat die NRW-Lan-
desregierung deshalb Mitte Juni 2011 den
Startschuss zur Gründung 16 neuer Kompe-
tenzzentren „Frau und Beruf“ gegeben. Die-
se sollen in jeder arbeitsmarktpolitischen Re-
gion des Landes die Chancen von Frauen auf
dem Arbeitsmarkt nachhaltig verbessern.
Die neuen Einrichtungen sollen dazu beitra-
gen, dass für Alleinerziehende, Wiedereinstei-
gerinnen oder auch Frauen mit Migrations-
geschichte in der Region passgenaue Maß-
nahmen und Angebote zur Eingliederung in
den Arbeitsmarkt entwickelt werden. 

HILFE IN BERUFSFRAGEN

Ebenso gehört die Unterstützung junger
Frauen bei der Berufsorientierung und bereits
erwerbstätiger Frauen bei der beruflichen Wei-
terentwicklung zum Aufgabenspektrum der
neuen Kompetenzzentren. Auch Gründerin-
nen sollen Angebote vorfinden. Dazu ist es un-
verzichtbar, dass sich die Zentren in der Re-
gion vernetzen und mit allen Institutionen zu-
sammenarbeiten, die in Fragen des Arbeits-
marktes und der wirtschaftlichen Entwicklung
aktiv sind. 
Mit den Kompetenzzentren, aber auch mit an-
deren Maßnahmen zur Förderung der Er-
werbstätigkeit von Frauen sowie der Verein-
barkeit von Familie und Beruf will das MGE-
PA neue Erwerbspotenziale erschließen. Die-
se werden dringend zur Bekämpfung des jetzt
schon absehbaren Fachkräftemangels be-
nötigt - Fachkräfte, die zum Beispiel in der Pfle-
ge fehlen. 
Auch hier dominieren Frauen bei weitem im
Bereich der privaten wie der professionellen
Pflege. Deshalb arbeitet das MGEPA unter an-
derem an der dringend benötigten Weiterent-
wicklung und Aufwertung typischer sozialer
und gesundheitsorientierter Frauenberufe. Die
Zusammenführung der Alten-, Kranken- und
Kinderkrankenpflegeausbildung soll ein wich-
tiger Schritt auf diesem Weg sein. 

STUDIEREN FÜR DIE PFLEGE

Die Einrichtung pflegewissenschaftlicher
Studiengänge an nordrhein-westfälischen
Hochschulen, etwa an der neuen Hochschu-
le für Gesundheit in Bochum, soll dem wach-
senden Bedarf an höherer Kompetenz in
diesem Berufsfeld entgegenkommen. Gleich-
zeitig sollen damit neue Fachkräfte für die-
se Berufe gewonnen werden.
Erstmalig wurde der diesjährige Gesund-
heitswettbewerb „IuK & Gender Med.NRW“
konsequent an Genderkriterien ausgerichtet.

Ein Schwerpunkt war das Thema „Geschlech-
tergerechtigkeit, Personal- und Organisati-
onsentwicklung in Krankenhäusern und an-
deren Einrichtungen der Gesundheitswirt-
schaft“. Etliche Projektanträge sind dazu
eingereicht worden. Zum Beispiel ging es um
die Karriereförderung von Frauen, um den
Wiedereinstieg in den Beruf nach einer Fa-
milienphase, um familienfreundliche Ar-
beitszeitmodelle oder die Unterstützung
von Beschäftigten in Krankenhäusern, die sich
um pflegebedürftige Angehörige kümmern.
Dies sind viele gute Ideen, von denen hoffent-
lich eine möglichst rasche und große Breiten-
wirkung ausgeht. 
Nicht nur die Pflegekräfte sind mehrheitlich
Frauen, auch die zu Pflegenden sind überwie-
gend weiblich. Frauen leben im Alter weitaus
häufiger allein als Männer und sind somit
auch öfter auf professionelle Unterstützung
angewiesen. Denn Hilfe und Pflege durch Fa-
milienangehörige kann immer seltener ge-
leistet werden. Angebote, die diese ersetzen,
müssen aber deutlich vor dem Eintritt einer
Pflegebedürftigkeit vorhanden sein. 

HAUSHALTSNAHE DIENSTLEISTUNGEN

Ein wichtiger Ansatz sind haus-
haltsnahe Dienstleistungen. Zum
einen ermöglichen sie die Verein-
barkeit von Familie und Beruf und
damit eine stärkere Erwerbstätig-
keit von Frauen. Zum anderen un-
terstützen sie ein Lebensmodell, das
sich die überwiegende Mehrheit
der Menschen wünscht: Auch im Al-
ter selbstbestimmt in den eigenen
vier Wänden zu leben. Deshalb
geht es darum, ausreichend trans-
parente und qualitätsgesicherte
haushaltsnahe Dienstleistungen
zur Verfügung zu haben. 
Gemeinsam mit der Verbraucherzentrale NRW
wurde ein erster Schritt getan mit der Entwick-
lung kundenorientierter Qualitätskriterien
für Dienstleister und Dienstleisterinnen (Inter-
net: www.vz-nrw.de ). Zudem wurde in der Re-
gion Mettmann/Remscheid/Wuppertal/So-
lingen eine Qualifizierungsinitiative gestartet
(Internet: www.kreis-mettmann.de ). 
Der Wunsch, im Alter selbstbestimmt zu-
hause leben zu können, bedeutet auch, bei ein-
tretendem Unterstützungsbedarf nicht aus
dem vertrauten Sozialraum herausgerissen zu
werden. In den vergangenen Jahren sind des-
halb viele Wohn- und Pflegeangebote mit
Quartiersorientierung entstanden, die dem Be-
dürfnis nach Individualität, Vertrautheit und

Versorgungssicherheit in einem eigenen 
Zuhause Rechnung tragen. 

ALTERSGERECHTE QUARTIERE SCHAFFEN 

Frauen verfügen in ihrem direkten Wohnum-
feld in der Regel über intensivere soziale Kon-
takte als Männer. Die altersgerechte Quartiers-
entwicklung ist deshalb gerade für Frauen von
zentraler Bedeutung. Gerade hier kommt es auf
die Kommunen an, denn die Wohnquartiere -
egal ob das urbane Stadtviertel oder das „Dorf
auf dem Land“ - werden vor Ort gestaltet. Um
die Anliegen älterer Menschen in der Stadt ver-
treten zu können, ist es wichtig, Wege und In-
strumente zu kennen, mit denen die Entwick-
lung einer Stadt beeinflusst werden können. 
Dabei will das Land die Kommunen unterstüt-
zen. Der „Masterplan Quartier“, der zurzeit mit
zahlreichen Akteurinnen und Akteuren entwi-
ckelt wird, soll wie ein Baukasten verschiede-
ne Instrumente umfassen. Methoden zur Be-
standsaufnahme, Verfahren der Beteiligung
von Bürgerinnen und Bürgern, erfolgreiche Mo-
delle und Konzepte - all dies soll den Kommu-
nen helfen bei einer Quartiersentwicklung, die
den Bedürfnissen der unterschiedlichen Men-
schen vor Ort entspricht. 

� Unternehmen werden in Zukunft stärker 
auf qualifizierte und motivierte 
Mitarbeiterinnen angewiesen sein

Dazu gehört selbstredend auch, dass einzel-
ne Aspekte wie beispielsweise das Angebot an
Gesundheits- und Pflegedienstleistungen,
die Möglichkeit zur Mobilität oder die Si-
cherheit im öffentlichen Raum geschlechtsspe-
zifisch betrachtet werden. Frauen haben oft an-
dere Sicherheitsbedürfnisse und nutzen häu-
figer öffentliche Verkehrsmittel als Männer. Es
wird also darauf ankommen, das Wissen und
die Kompetenz von Frauen mit einzubeziehen.
In einem partizipativ gestalteten Prozess zur
Bewältigung des demografischen Wandels in
den Kommunen wird das gelingen. �
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ie Gestaltung des demografischen
Wandels ist eine zentrale Herausforde-

rung für Kommunen. Die Entwicklungen wir-
ken sich nicht nur auf kommunale Leistungen
und Produkte aus, sondern fordern die Kom-
munen auch als Arbeitgeber. Angesichts der
Rahmenbedingungen - Minderung des Poten-
zials an Erwerbspersonen, Mangel an Fach-
und Führungskräften, Alterung der Belegschaft
- muss das Ziel sein, neue Leistungsträger/in-
nen zu gewinnen und leistungsfähige Mitar-
beiter/innen zu halten, um so weit wie mög-
lich einen altersgemischten und vielfältigen
Personalbestand aufzubauen.1 Dabei ist Fami-
lienfreundlichkeit als Teil einer ausgewoge-
nen Balance zwischen Berufs- und Privatleben
ein Schlüsselfaktor. 
Bei der grundsätzlichen Bewältigung des de-
mografischen Wandels empfiehlt die KGSt den
Kommunalverwaltungen, sich am Konzept der
Arbeitsfähigkeit zu orientieren. Basis dieses
Konzeptes ist die Erkenntnis, dass die Ar-
beitsfähigkeit von Menschen positiv beeinfluss-
bar ist. Eine positive Beeinflussung, die eine
möglichst lange Arbeitsfähigkeit zum Ziel

Um ihre Belegschaft zu halten sowie qualifizierte Mitarbeiter/
innen dazuzugewinnen, empfiehlt sich für Kommunen, die 
Arbeitsbedingungen an die Bedürfnisse der Familien anzupassen

Familienfreundlichkeit
als Schlüsselfaktor 

D

� Der Spagat zwischen Kindererziehung und Beruf ist für viele Frauen im Arbeitsalltag nicht 
leicht zu bewältigen

hat, kann nur erreicht werden, wenn jede/r ein-
zelne Mitarbeiter/in selbst dazu beiträgt und
die Arbeitsbedingungen in der jeweiligen
Verwaltung dies unterstützen oder verstärken. 

KONZEPT ARBEITSFÄHIGKEIT 

Das Konzept der Arbeitsfähigkeit richtet sich
ausdrücklich nicht an einer Defizit-These
aus, sondern an den vorhandenen und neu zu
gewinnenden Potenzialen. Diese beziehen sich
auf alle Altersgruppen, auf beide Geschlech-
ter und auf alle ethnischen Gruppen. Zur Ver-

deutlichung der Zusammenhänge haben die
finnischen Gesundheitswissenschaftler Il-
marinen und Tempel2, die das Konzept der Ar-
beitsfähigkeit entwickelt haben, ein „Haus der
Arbeitsfähigkeit“ gebaut (siehe Schaubild
rechts). Es zeigt auf, welche Elemente dazu bei-
tragen, dass Menschen arbeitsfähig sind. 
Auf der Basis des Konzepts der Arbeitsfähig-
keit sollten Kommunalverwaltungen die Ar-
beitsprozesse wie auch das Gesundheitsver-
halten aller Mitarbeiter/innen optimieren, um
die Arbeitsfähigkeit zu stärken und zu erhal-
ten. Dabei kommt dem Führungsverhalten ei-
ne herausragende Bedeutung zu. Welche
Handlungsempfehlungen daraus resultie-
ren, zeigt der KGSt-Bericht 3/2010 „Der demo-
grafische Wandel in Kommunalverwaltungen.
Strategische Ausrichtung und Handlungsemp-
fehlungen des Personalmanagements“.

ANREIZ FAMILIENFREUNDLICHKEIT

Immer mehr Studien belegen, dass bei der
Wahl eines neuen Arbeitgebers sowie der Bin-
dung an den bisherigen Arbeitgeber die Fra-
ge der Vereinbarkeit von Beruf und Familie ei-
ne wichtige Rolle spielt. Vor allem die priva-
ten Unternehmen bereiten sich schon heute
auf diesen stärker werdenden Wettbewerb vor.
Immer mehr Firmen erklären Familienfreund-
lichkeit zum Geschäftskonzept. 
84 Prozent der Topmanager sind der Überzeu-
gung, dass Familienfreundlichkeit ein Wirt-
schaftsfaktor für den Standort Deutschland
ist. Das Unternehmensnetzwerk „Erfolgs-
faktor Familie“ zählt derzeit 2.257 Mitglieder.3
Mehr als 750 Unternehmen, Institutionen und
Hochschulen einschließlich rund 65 Kom-
munen haben sich bisher im Rahmen des au-
dit berufundfamilie zertifizieren lassen.4
Die KGSt hat in ihrem Materialband 4/2007
„Die Kommunalverwaltung als familien-
freundliche Arbeitgeberin“ bereits zahlreiche
kommunale Praxisbeispiele für Familien-
freundlichkeit beschrieben. Der KGSt-Bericht
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Elke R. Holzrichter ist 
Programmbereichsleiterin
Personalmanagement und
Lösungen bei der KGSt Köln

Heike Krutoff ist 
Programmbereichsleiterin 
Personalmanagement und 
Lösungen bei der KGSt Köln

DIE AUTORINNEN

1 Selbstverständlich unter Wahrung der geltenden Gesetze
und vor dem Hintergrund der angespannten kommunalen
Haushaltslage.

2 Ilmarinen, Juhani, Tempel, Jürgen, Hamburg 2002, Arbeits-
fähigkeit 2010. Was können wir tun, damit Sie gesund blei-
ben?, S. 339.

3Das Unternehmensnetzwerk ist Teil des Programms „Er-
folgsfaktor Familie“ des Bundesfamilienministeriums. Es
hat zum Ziel, familienbewusste Personalpolitik als festen
Bestandteil unternehmerischen Handelns zu etablieren
und Familienfreundlichkeit zu einem Markenzeichen der
deutschen Wirtschaft zu machen. 

4Das audit berufundfamilie unterstützt Unternehmen, eine
familienbewusste Personalpolitik nachhaltig umzusetzen.
Es ist das strategische Managementinstrument zur besse-
ren Vereinbarkeit von Beruf und Familie. http://www.beruf-
und-familie.de/index.php?c=21#elema423.
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„Arbeitgeber Kommunalverwaltung: Erfolgs-
faktor Familienfreundlichkeit“ (3/2009) ent-
hält gutachterliche Empfehlungen zur stra-
tegischen Bedeutung von Familienfreundlich-
keit, zu den Eckpunkten einer familienfreund-
lichen Verwaltungskultur und zeigt konkre-
te Handlungsempfehlungen auf. Wesentlich
ist dafür folgendes:

• das Engagement der Beschäftigten in der
Familie unterstützen und entsprechende
Freiräume hierfür schaffen
• sich offensiv als attraktiver und familien-
freundlicher Arbeitgeber positionieren, um
die vorhandenen gut ausgebildeten „Leis-
tungsträgerinnen und Leistungsträger“ zu
halten sowie bei Bedarf neue qualifizierte
und motivierte Beschäftigte zu gewinnen
(Familienfreundlichkeit als Argument im 
Personalmarketing vgl. Kapitel 9)
• mit einer hohen Zufriedenheit des Personals
die höchstmögliche Effizienz erzielen
• vorhandenes Potenzial bestmöglich nutzen
• die Leistungsfähigkeit und -bereitschaft
aller Beschäftigten erhalten, indem ent-
sprechende Rahmenbedingungen eine Ba-
lance zwischen unterschiedlichen Lebens-
bereichen und -situationen ermöglichen

Eine Strategie „Familienfreundlicher Arbeit-
geber“ trägt dazu bei, diese Ziele zu erreichen.
Dabei kann die Kommunalverwaltung auf 
bereits vorhandene Stärken aufbauen und 
damit ihr Profil - auch gegenüber der Privat-
wirtschaft - stärken.

PASSGENAUE LÖSUNGEN

Die Umsetzung einer Strategie „familien-
freundlicher Arbeitgeber Kommunalverwal-
tung“ erfordert familienfreundliche Prozes-
se und Strukturen. Dabei ist individuellen 

Lösungen vor starren Konzepten der Vorzug
zu geben. Zu familienfreundlichen Instrumen-
ten der Personalentwicklung gehören - neben
einer gezielten Beratung und Begleitung der
Betroffenen - Personalentwicklungsgespräche
als Teil des Mitarbeitergesprächs durch die 
Führungskraft. Ferner gewinnen die betrieb-
lich unterstützte Kinderbetreuung, spezielle
Angebote für Väter sowie Familienservicean-
gebote für Beschäftigte mit zu pflegenden oder
zu betreuenden Angehörigen an Bedeutung.
Unternehmen werben bereits mit Familien-
freundlichkeit. Aber auch Verwaltungen müs-
sen noch stärker als bisher Familienfreundlich-
keit als Marketinginstrument nach innen
und außen nutzen. Auch die unterschiedlichen
Arbeitszeit- und Arbeitsformen werden vor
dem Hintergrund des demografischen Wan-
dels künftig eine noch größere Bedeutung für
die Personal- und Organisationsentwicklung
erlangen. Denn mehr Zeitsouveränität und die
Möglichkeit, teilweise zuhause zu arbeiten,
sind nicht zu unterschätzende Anreize für un-
terschiedliche Zielgruppen. Dies sind:

• Eltern in der Familienphase, die bereits in ei-
ner Kommunalverwaltung sind und so „ge-
halten“ werden können

• Eltern in der Familienphase, die bislang in der
Privatwirtschaft gearbeitet haben und so
„gewonnen“ werden können
• ältere Mitarbeiter/innen, die sich um ihre An-
gehörigen kümmern wollen 
• Mitarbeiter/innen, die sich weiterqualifizie-
ren wollen

BEDINGUNGEN FLEXIBLER GESTALTEN 

In Bezug auf variable Arbeitszeitmodelle ha-
ben die Kommunalverwaltungen vergleichs-
weise wenig Nachholbedarf. Mittlerweile
gibt es in vielen Verwaltungen eine Vielzahl
unterschiedlicher Modelle und individueller
Möglichkeiten. So hat beispielsweise die
Stadtverwaltung Leverkusen 500 verschiede-
ne Arbeitszeitregelungen. Gleichwohl müs-
sen diese im Sinne einer lebensphasenorien-
tierten Personalentwicklung weiter ausgebaut
werden. 
Das reicht von der Einführung der Vertrauens-
arbeitszeit über Lebensarbeitszeitkonten/
Langzeitkonten, Sabbatmodelle oder die Ein-
führung von Funktionszeiten für einzelne Be-
reiche zur Ersetzung oder Ergänzung von
Kernzeiten bis hin zu Teilzeitarbeit durch zu-
sätzliche Urlaubstage, Teilzeitarbeit mit frei-
en Wochentagen oder dem wöchentlichen
Wechsel von Arbeit und Privatleben.
Auch die intensivere Nutzung elektronischer
Arbeitsmittel stärkt die Möglichkeiten der Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf. Telearbeit
in Form des Abrufens und Bearbeitens von Do-
kumenten findet weite Verbreitung. Der klas-
sische Telearbeitsplatz zuhause spielt dage-
gen bislang eine nur untergeordnete Rolle.
Zum einen ist er aufgrund der hohen Anfor-
derungen an die Arbeitsplatzgestaltung -
Arbeitsschutz und Arbeitssicherheit - ver-
gleichsweise kostspielig. Zum anderen kann
ein vollständiger Telearbeitsplatz zum Verlust
des sozialen, betrieblichen Umfeldes füh-
ren. Daher sind Telearbeitsplätze bislang auf
wenige Bereiche beschränkt und so beschaf-

� Nach dem Modell
„Haus der Arbeitsfähig-
keit“ gründet diese vor
allem auf Gesundheit,
dann auf Bildung und

Kompetenz, ein 
Wertegerüst sowie  

auf arbeitsspezifische
Merkmale

� Zum familienfreund-
lichen Verwaltungs-
management gehören
eine Strategie, eine 
familienfreundliche
Verwaltungskultur 
sowie entsprechende
Prozesse und Strukturen
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fen, dass die Telearbeiter zu bestimmten Zei-
ten in ihrer Verwaltung anwesend sind (alter-
nierende Telearbeit).
Es bleibt allerdings zu klären, ob vor dem Hin-
tergrund des demografischen Wandels zukünf-
tig mehr Telearbeitsplätze eingerichtet wer-
den. Denn hoch qualifizierte Mitarbeiter/in-
nen, die stärker eine Balance von Privatleben
und Arbeit anstreben, kommen oder bleiben
nur unter der Bedingung, dass sie diese Ba-
lance beispielsweise durch einen Telearbeits-
platz realisieren können.

BETREUUNG VON ANGEHÖRIGEN

Kinderbetreuungsmöglichkeiten und flexible
Arbeitszeitformen auszuweiten, wird künftig
nicht ausreichen. Denn vor dem Hintergrund
des demografischen Wandels wird es verstärkt
notwendig sein, den Beschäftigten die Betreu-
ung oder Pflege von Angehörigen zu ermög-
lichen. 
Bereits jetzt und in Zukunft werden immer
häufiger die Mitarbeiter/innen damit konfron-
tiert, dass Familienangehörige - in der Regel
ältere Menschen - pflegebedürftig sind oder
unterstützt oder betreut werden müssen - bei-
spielsweise Unterstützung im Haushalt, Re-
gelung von rechtlichen und persönlichen

FA
ZI
T

Die künftige Leistungsfähigkeit der Kom-
munen hängt unter anderem davon ab, in-
wieweit es ihnen gelingt, die familiären
und lebensphasenabhängigen Bedürfnisse
der Beschäftigten mit dem Berufsalltag in
Einklang zu bringen und auf diese Weise
nicht nur die bereits vorhandenen Beschäf-
tigten zu „halten“, sondern auch neue Leis-
tungsträger/innen zu gewinnen.

Angelegenheiten. Dies gilt umso mehr, als bei
älteren Beschäftigten die Wahrscheinlich-
keit höher ist, in eine Pflege- oder Betreuungs-
situation zu kommen. 
Fast zwei Drittel der pflegenden Beschäftig-
ten haben gleichzeitig eigene Kinder im
Haushalt zu versorgen und sind so dreifach
belastet.5Besonders belastet sind alleinerzie-
hende Mütter und Väter, die sich gleichzeitig
um Angehörige kümmern müssen. Während
früher vorrangig Frauen Pflege- oder Betreu-
ungsaufgaben wahrnahmen, sind mit ver-
stärkter Erwerbstätigkeit von Frauen auch im-
mer mehr Männer betroffen. Beschäftigte mit
Pflege-/Betreuungsverpflichtung bleiben
meist im Gegensatz zu Beschäftigten mit Kin-
dern voll berufstätig.

FREISTELLUNG ZUR PFLEGE

Das im Juli 2008 in Kraft getretene neue
Pflegezeitgesetz unterstützt - neben
den Möglichkeiten des TVöD - die Ver-
einbarkeit von Beruf und familiärer Pfle-
ge durch kurzfristige Freistellungs-
möglichkeiten bei einer plötzlich auf-
tretenden Pflegesituation bis zehn Ta-
ge oder einer Pflegezeit bis sechs Mo-
nate.6Nach § 29 Abs. 3 Satz 2 TVöD be-
steht die Möglichkeit, bei Verzicht auf
das Entgelt eine kurzfristige7Arbeits-
befreiung zu gewähren, wenn die
dienstlichen oder betrieblichen Verhält-
nisse dies gestatten. 
Ein längerfristiger Sonderurlaub kann
nach § 28 TVöD bei Vorliegen eines
wichtigen Grundes gewährt werden.
Dies stellt im Gegensatz zum Pflege-
zeitgesetz zwar keinen Anspruch der
Beschäftigten dar, bietet aber eine fle-
xiblere Möglichkeit der Pflege von An-
gehörigen.
Hierzu ein Beispiel: Bei der Universitäts-
stadt Marburg wird die Pflege von
Angehörigen grundsätzlich als wichti-
ger Grund im Sinne der §§ 28 und 29
Abs. 3 Satz 2 TVöD anerkannt. Somit

wird die Kann-Bestimmung angewandt. Eine
Bescheinigung über die Pflege- oder Betreu-
ungsbedürftigkeit der/des Angehörigen wird
verlangt. Sie muss aber nicht von der Pflege-
kasse oder dem Medizinischen Dienst der
Krankenkassen ausgestellt sein.
Nach § 15 Abs. 1a Bundeselterngeld- und Eltern-
zeitgesetz haben seit dem 1.1.2009 auch
Großeltern einen Anspruch auf Elternzeit
zur Betreuung ihrer Enkelkinder, sofern sie in
einem Haushalt leben und ein Elternteil des
Kindes minderjährig ist oder sich in Ausbildung
befindet.8 Die Großelternzeit wird im Gesetz
ausdrücklich als Elternzeit bezeichnet. Die
rechtlichen Auswirkungen auf das Arbeitsver-
hältnis sind daher dieselben wie bei der klas-
sischen Elternzeit.

VIELFALT ALS POTENZIAL 

Familienfreundlichkeit erreicht nur dann die
Adressaten, wenn sie sich nicht mehr nur an
der klassischen Vater-Mutter-Kind-Struktur
orientiert. Vielmehr gilt es, die zunehmende
Vielfalt familiärer Lebensformen zu berück-
sichtigen wie beispielsweise Alleinerziehen-
de, Patchwork-Familien, Wohn- und Lebens-
gemeinschaften oder Lebenspartnerschaften
mit Kindern sowie Eltern, die beide in Vollzeit
arbeiten wollen.
Auch dazu ein Beispiel: Die Stadt Köln führ-
te 2008 eine Befragung von Männern respek-
tive Vätern zur Vereinbarkeit von Beruf und
Familie durch. Die Befragung zeigt, dass sich
die neue „Väter-Generation“ mehr und mehr
auch in der Rolle des Erziehers neben der des
Ernährers sieht. Dies macht die Vereinbarkeit
von Familie und Beruf auch für Väter zu einem
bedeutsamen Thema.9 �

Weitere Informationen im Internet 
unter www.kgst.de 

5 Klenner, Christina, Pfahl, Svenja, Jenseits von Zeitnot und
Karriereverzicht. Wege aus dem Arbeitszeitdilemma, WSI-
Diskussionspapier Nr. 158, 2008, S. 19-20.

6 Die Frage, wann jemand zu pflegende Angehörige hat, ist
nur individuell zu beantworten. Das Pflegezeitgesetz (PflZG)
verlangt für die Pflegezeit von bis zu 6 Monaten einen me-
dizinischen Nachweis in Form einer Bescheinigung der Pfle-
gekasse oder des Medizinischen Dienstes der Krankenver-
sicherung. Sofern es sich um kurzfristige Arbeitsverhinde-
rungen gemäß § 2 Pflegezeitgesetz handelt, reicht eine
ärztliche Bescheinigung über die Pflegebedürftigkeit
der/des Angehörigen aus, um den Anspruch auf bis zu 10 
Tage Freistellung der/des Beschäftigten auszulösen.

7 Breier, Alfred u. a. (2009). Kurzfristig ist ein Zeitraum bis zu
14 Tagen (BAT-Kommission 24.6.1965 zu § 52 Abs. 3 Unterabs.
2 BAT).

8 Diese Neuregelung gilt nur für Beschäftigte nach TVöD.
9 Fragebogen und Anschreiben der Befragung: KIKOS-Ken-
nung: 20090313A0019. Ergebnisse einer repräsentativen
Befragung unter den männlichen Mitarbeitern der Stadtver-
waltung Köln, KIKOS-Kennung: 20090702A0012.

Telearbeit hilft berufstätigen
Frauen, Familie und Job besser 

in Einklang zu bringen
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THEMA FRAUEN UND DEMOGRAFIE 

as „frauenkompatibel“ ist, dazu gibt
es sicherlich eine ganze Reihe von

Auffassungen, die darüber hinaus dem ge-
sellschaftlichen Wandel unterliegen. Tatsa-
che ist, dass sich das ursprünglich patriarchal-
hierarchische Erscheinungsbild der öffentli-
chen Verwaltung bis in die 1970/80er-Jahre
gehalten hat. 
Der wachsende Anteil von Frauen in öf-
fentlichen Verwaltungen führte ab Mitte der
1990er-Jahre zum Schlagwort „Feminisierung
des öffentlichen Dienstes“. Die Endung
“…isierung“ lässt die Vermutung zu, dass die-
se Entwicklung nicht unbedingt positiv ge-
sehen wurde - kein Beleg von „Frauenkom-
patibilität“ also.
Inzwischen stellen Frauen auf allen Ebenen
und in fast allen Berufen unter Beweis, dass
es keine für sie ungeeigneten Bereiche gibt.
Niemand stellt ernsthaft infrage, dass sie die
hierfür notwendigen Qualifikationen mitbrin-
gen. In vielen öffentlichen Verwaltungen ha-
ben Frauen einen Anteil von mehr als 60 Pro-
zent an den Beschäftigten.

HOHER FRAUENANTEIL BEIM LVR 

Beim Landschaftsverband Rheinland (LVR)
sind 61 Prozent der Beschäftigten Frauen, in
den LVR-Kliniken und Einrichtungen für
Menschen mit Behinderungen liegen die
Anteile noch deutlich höher. Selbst beim
hauseigenen IT-Dienstleister LVR-InfoKom be-
trägt der Frauenanteil bereits 30 Prozent.
Der LVR-Verwaltungsvorstand setzt sich aus
fünf Frauen und drei Männern zusammen.
Das bedeutet 62,5 Prozent zu 37,5 Prozent, was
bundesweit sicherlich nicht häufig vor-
kommt. Über alle Führungspositionen hinweg
kratzt der Frauenanteil seit mehreren Jahren
an der 30-Prozent-Hürde. Damit steht der LVR
im Vergleich mit anderen Bereichen des öf-

Damit Frauen ihren Wunsch nach Verbindung von Familie und 
beruflicher Weiterentwicklung umsetzen können, müssen sich 
die Unternehmen umstellen, wie das Beispiel des LVR zeigt

Viele Stolpersteine 
in der Arbeitswelt

� Das Eltern-Kind-Büro des LVR steht Müttern und Vätern zur Verfügung, wenn die 
reguläre Betreuung plötzlich ausfällt

Verena Mäckle ist Leiterin 
der LVR-Stabsstelle Gleich-
stellung und Gender 
Mainstreaming beim Land-
schaftsverband Rheinland
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fentlichen Sektors sicherlich gut da, auch
wenn diese Quote dem insgesamt hohen
Frauenanteil nicht entspricht. 
Als „kritische Masse“ dafür, dass ein Ge-
schlecht nicht das andere dominiert, wird
ein Anteil von 30 Prozent angesehen. „Ab 
einer Minderheiten-Quote von 30 Prozent
ändert sich das Verhalten der Mehrheit“, so 
eine Erkenntnis aus Untersuchungen zum
Thema Antidiskriminierung. Ist der „femini -
sierte“ öffentliche Dienst damit automatisch
„frauenkompatibel“?

KARRIERE UND FAMILIE GLEICHZEITIG?

Der öffentliche Dienst bietet vielerlei Rege-
lungen, die eine Vereinbarkeit von Beruf
und Familie unterstützen. Lange Jahre wur-
de die von der Privatwirtschaft abweichen-
de Möglichkeit der Elternzeit (vormals Erzie-
hungsurlaub) mit Rückkehrgarantie, für
mehrere Jahre aus dem Erwerbsleben auszu-
steigen, vielfach genutzt, zum Teil bis zu ei-
ner Dauer von zwölf Jahren. Hierbei handel-
te es sich mehr um ein Aneinanderreihen ver-
schiedener Lebensphasen denn um gelebte
Vereinbarkeit. Trotzdem war diese Möglich-
keit dem Abbruch der Erwerbstätigkeit - in
der Privatwirtschaft häufig zwangsweise
gewählt wegen mangelnder Kleinkind-Be-
treuung - vorzuziehen.
Dem eigenen Bestreben nach beruflicher Wei-
terentwicklung war und ist eine längere
Unterbrechung nicht zuträglich. Organisati-
on des Wiedereinstiegs und Qualifikations-
anpassung gestalten sich schwierig. Viele
Frauen fühlen sich nicht willkommen, sondern
als Störfaktor. 
Eine langfristige Berufsunterbrechung eben-
so wie die dann häufig anschließende Teilzeit-
beschäftigung - auch diese für den öffentlichen
Dienst gesetzlich oder tarifrechtlich geregelt
- wurde in der Vergangenheit fast ausschließ-
lich von Frauen genutzt. Damit wurde häufig
automatisch unterstellt, dass die Prioritäten
der Betreffenden auch nach der Rückkehr
eindeutig bei der Familie lägen. Berufliche För-
derung und Weiterentwicklung wurden und
werden auch heute noch häufig ausgeblendet,
die Mitarbeiterinnen in solche Überlegungen
nicht einbezogen oder angesprochen. 

ARBEITSWELT NICHT KOMPATIBEL

Die Arbeitswelt ist frauenkompatibel - aber
nur wenn frau 

• sich auf Bereiche beschränkt, die sich an die
zeitlichen Anforderungen von Frauen mit
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familiären Verpflichtungen anpassen lassen,
welche sich aus dem lückenhaften Sys-
tem öffentlicher Kinderbetreuung und Er-
ziehung ergeben
• sich so einbringt, wie es bis heute von
Männern erwartet wird, wenn sie sich be-
ruflich weiterentwickeln und Karriere ma-
chen wollen.

Für Frauen, die Familie und berufliche Wei-
terentwicklung - eben nicht nur Erwerbstä-
tigkeit - nebeneinander leben wollen, ist die
Arbeitswelt bisher nicht kompatibel. Für
Männer in derselben Situation gilt aller-
dings weitgehend dasselbe. Der „Knick“
kommt mit dem ersten Kind - es sei denn, die
Mitarbeiterin hat ein Familienmodell ge-
wählt, bei dem sie bereits nach wenigen Mo-
naten in Vollzeitarbeit oder nur geringfügig
darunter an den Arbeitsplatz zurückkehrt. Da-
für müsste mindestens eine Voraussetzung
erfüllt sein: 

• Sie hat - einem Lottogewinn gleich - einen
guten Betreuungsplatz für ihr Kind ge-
funden. 
• Sie verwendet einen großen Teil ihres Ver- 
dienstes für eine Betreuungsperson
• Sie hat einen Partner, der die Rolle, die un-
weigerlich zum beruflichen „Knick“ führt,
übernimmt. 

VERÄNDERTE ANFORDERUNGEN 

Der Wunsch nach rascher Rückkehr an den
Arbeitsplatz ist trotz der beschriebenen
Schwierigkeiten deutlich gewachsen. Das ak-
tuelle System aus Elternzeit und Elterngeld
hat dies unterstützt. Überwiegend wird
die Berufstätigkeit pro Kind für ein Jahr un-

terbrochen. Dahinter steckt folgendes:

• Sorge um Erhalt und Weiterentwicklung der
eigenen Qualifikation
• die Tatsache, dass der Beitrag zum Famili-
eneinkommen unverzichtbar ist
• Sorge in Hinblick auf die Risiken, die sich bei-
spielsweise durch das veränderte Unter-
haltsrecht ergeben.

Parallel dazu ist die Bereitschaft von Vätern
an der Übernahme von Kinderbetreuungsauf-
gaben - aus eigenen Stücken oder durch das
veränderte Verhalten der Partnerin - in den
zurückliegenden Jahren deutlich gestiegen.
Es zeichnet sich ab, dass sich junge Väter heu-
te stärker in der Familie engagieren wollen,
aber auch klare Vorstellungen von ihrer Be-
rufstätigkeit haben. Diese lassen sich wie folgt
skizzieren:

• Beschäftigung auf Vollzeitniveau oder ge-
ringfügig darunter, aber ohne Überstunden
• Möglichkeit der alternierenden Telearbeit,
die das punktuelle Arbeiten von zu Hause
aus ermöglicht
• Ausstieg für zwei oder wenig mehr Väter-
Monate, der erfahrungsgemäß am Arbeits-
platz noch gerade akzeptiert wird, um wei-
terhin als leistungsbereit und karriereori-
entiert zu gelten. Dabei wird immer wieder
ins elektronische Postfach geschaut, um auf
dem Laufenden zu bleiben und in dringen-
den Situationen reagieren zu können oder
an Entscheidungen, die den eigenen Arbeits-
platz betreffen, beteiligt zu sein.

Insgesamt hat sich das Verhalten beider
Geschlechter in der Familiensituation ange-
nähert und würde sich vermutlich weiter an-

nähern, wenn die Voraussetzungen hierfür
geschaffen würden.

AUFGABEN FÜR ARBEITGEBER 

Damit in einer Partnerschaft beide so agie-
ren können, braucht es Rahmenbedingungen.
Da gesellschaftlich die notwendigen Rahmen-
bedingungen immer noch nicht annähernd
so gestaltet sind, wie es für eine echte Ver-
einbarkeit von Beruf und Familie erforderlich
wäre, gleichzeitig der demografisch beding-
te Fachkräftemangel immer offensichtlicher
wird, kommen Arbeitgeber - öffentliche wie
private - in die Situation, diese Aspekte bei Per-
sonalgewinnung und Personalbindung be-
rücksichtigen zu müssen. Der Wettbewerb um
qualifiziertes Personal hat längst einge-
setzt. Es geht darum,

• Qualifiziertes Personal zu halten und wei-
ter zu entwickeln,
• bevorstehende Engpässe bei den Nach-
wuchskräften zu vermeiden - etwa durch ein
Image als innovativer, familienfreundli-
cher Arbeitgeber -,
• Fluktuations- und Krankheitskosten bei
andauernder Konfliktlage zwischen Fami-
lie und Beruf zu vermeiden - ein Aspekt, der
insbesondere bei älteren Beschäftigten
mit betreuungsbedürftigen Angehörigen
eine Rolle spielt. 

Beim LVR gibt es neben den im öffentlichen
Dienst gängigen Regelungen zu Teilzeitbe-
schäftigung und Beurlaubung sowie zur
Freistellung bei Krankheit von Kindern wei-
tere Maßnahmen:

• Regelungen zur Tele-/Heimarbeit sowie
zur Flexiblen Arbeitszeit 
• punktuelle Möglichkeit, bei Ausfall der Be-
treuung das Kind mit an den Arbeitsplatz
zu bringen - etwa in einem Eltern-Kind-
Büro 
• Beratung und Unterstützung bei den unter-
schiedlichen Wechselfällen in Hinblick auf
Kinderbetreuung sowie Betreuung und
Pflege von Angehörigen 
• betriebsnahe Kinderbetreuungsangebote 
• Aktionsplan für Gleichstellung, Familien-
freundlichkeit und Gender Mainstreaming,
zu dem mit jeder Dienststelle und jedem 
Dezernat Zielvereinbarungen getroffen
werden
• Väter-Beirat, der insbesondere junge Väter
ermutigen soll, ihren Anspruch auf Verein-
barkeit von Beruf und Familie geltend zu
machen

� In der Landes -
räte konferenz des
Landschaftsver-
bandes Rheinland
sind mehr Frauen
als Männer 
vertreten
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UNTERNEHMENSKULTUR ANPASSEN

Aber auch der umfassendste Strauß an Maß-
nahmen und Angeboten kann nicht folgen-
des ersetzen:

• unterstützendes Verhalten der Führungs-
kräfte 
• Ermutigung zur Inanspruchnahme von
Unterstützung, auch wenn dadurch persön-
liche Problemstellungen sichtbar werden 
• eine „Kultur des Ermöglichens“

Väter und Mütter etwa im Vorfeld der Eltern-
zeit oder Beschäftigte mit einem Pflegefall
in der Familie stellen sich beim Antrag auf 
Arbeitszeitreduzierung oder auf Tele-/Heim-
arbeit Fragen in Hinblick auf ihre berufliche
Weiterentwicklung. Dahinter steckt die Sor-
ge um den Verlust von Ansehen, Anerkennung
von Engagement und Leistungsbereitschaft. 
Mögliche Fragen sind dabei: Ist eine Rückkehr

an den früheren Arbeitsplatz möglich? Wie
wird das eigene Aufgabenfeld während der
Abwesenheit vertreten? Ist eine bruchlose An-
knüpfung an bisherige Tätigkeiten, den bis-
herigen Status und die bisherige berufliche
Entwicklung möglich? Werden frühere Auf-
gaben und Projekte streitig gemacht? Wer-
de ich bei zukünftigen Entwicklungen berück-
sichtigt, auch wenn ich nicht „rund um die
Uhr“ zur Verfügung stehe? Diese Sorgen
müssen ernst genommen werden, und für all
diese Probleme müssen gangbare Lösungen
gefunden werden.

LVR-AKTIONSPLAN GLEICHSTELLUNG

Beim LVR beispielsweise gibt es den Aktions-
plan für Gleichstellung, Familienfreundlich-
keit und Gender Mainstreaming. Dieser
sieht vor, 

• das Thema Vereinbarkeit von Beruf/Karrie-
re und Familie in die obligatorischen Mit-
arbeitergespräche aufzunehmen
• mit Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern,
die in Elternzeit gehen, Vereinbarungen zum
Kontakterhalt zu treffen (Zugang zum In -

� Jüngster Beitrag zu mehr Familienfreund-
lichkeit beim LVR ist der im Frühjahr 2011 
eröffnete Kindergarten „Düxer LVR-Pänz“ in 
Trägerschaft der AWO Köln
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tranet, Teilnahme an Fortbildungen, früh-
zeitige Planung der Rückkehr)

Darüber hinaus stehen im LVR-Intranet über
einen Button „Beruf und Familie“ vielfältige
Informationen bereit. Zudem ist „Beruf und
Familie“ Thema bei unterschiedlichen Zusam-
menkünften von Führungskräften. Seit vie-
len Jahren gibt es Mentoring-Programme -
etwa für Ärztinnen der LVR-Kliniken -, bei de-
nen der Themenbereich „Beruf und Familie“
integraler Bestandteil ist.
Über die Mitwirkung am Projekt „INNOVA-
TIV! - Gemeinsam führen mit Frauen“, das
vom Europäischen Sozialfond (ESF) sowie vom
Bundesministerium für Arbeit und Soziales
(BMAS) gefördert wird, stehen ab Ende 2011
folgende Weiterbildungen zur Verfügung: 

• für Beschäftigte Trainings- und Coaching-
Angebote zum Thema „Eltern machen Kar-
riere“ 
• für Führungskräfte so genannte Gender
Awareness-Trainings, in denen es unter
anderem um eine gleichstellungs- und fa-
milienfreundliche Unternehmenskultur
geht. �
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eit vielen Jahren sind die langfristigen
Veränderungen der Demografie bekannt.

Dessen ungeachtet sind einige von ihnen
erst seit wenigen Jahren als „demografischer
Wandel“ ins Blickfeld - und damit in die Dis-
kussion von Politik, Medien und Öffentlich-
keit - gelangt. Die spätestens seit den 1980er-
Jahren sichtbaren veränderten Ausprägun-
gen der demografischen Entwicklung las-
sen sich im Hinblick auf das Alter mit stei-
gender Lebenserwartung bei sinkenden Ge-
burtenraten, einer zunehmenden Anzahl von
Menschen über 60 Lebensjahre, einer stei-
genden Anzahl so genannter hochaltriger
Menschen sowie mit der Erhöhung des An-
teils von Menschen über 60 Jahren an der
Gesamtbevölkerung skizzieren. 
Die drei letztgenannten Ausprägungen der
demografischen Entwicklung sind Bestand-
teile des Strukturwandels des Alters (Tews
1993). Dieser und der gleichzeitige Bevölke-
rungsrückgang - kontinuierlich sinkende Ge-
burtenraten seit dem 20. Jahrhundert - las-
sen sich als die beiden großen Trends in der
demografischen Entwicklung bezeichnen.
Hier sind vor allem zwei Aspekte relevant.

Die demografische Entwicklung und die veränderte Rolle von 
Frauen verlangt nach einer Neuorientierung von Beruf und Pflege,
damit Männer und Frauen gleichberechtigt daran teilhaben können

Pflege durch Frauen
kein Naturgesetz

Zum einen ist dies die steigende Anzahl
hochaltriger Menschen - solche älter als 80
Jahre. Da Pflegebedürftigkeit stark vom Alter
abhängt, geht mit der wachsenden Anzahl
hochaltriger Menschen eine Zunahme von
Pflegebedürftigkeit der Menschen einher.
Nach der alle zwei Jahre aktualisierten Pfle-
gestatistik gab es 2009 in Nordrhein-West-
falen insgesamt 509.145 pflegebedürftige
Menschen, bundesweit 2,34 Millionen. Trotz
unterschiedlicher Prognosen - differierend
nach Berechnungsart, Blickwinkel und Inte-
ressen - ist künftig von einer deutlichen Zu-
nahme der Pflegebedürftigkeit auszugehen.

VIEL PFLEGE ZUHAUSE

In der Gegenwart wird nahezu die Hälfte der
pflegebedürftigen Menschen - bei regiona-

S

Barbara Eifert  ist Beraterin
der Landesseniorenvertretung
NRW e. V. am Institut für 
Gerontologie der TU Dortmund
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len Unterschieden - zu Hause von Angehöri-
gen versorgt, und dies bedeutet zu rund 70
Prozent von Frauen. Zudem ist von Bedeu-
tung, dass die statistische Lebenserwartung
weiterhin steigt. So wurde für weibliche Neu-
geborene der Geburtsjahrgänge 1960 bis
1962 eine Lebenserwartung von 71,8 Jahren
prognostiziert. Für weibliche Neugeborene
der Jahrgänge 2005 bis 2007 ist sie auf 81,7
Jahre gestiegen. Auch bei männlichen Neu-
geborenen ist sie von 65,9 Jahren für die
Jahrgänge 1960 bis 1962 auf 76,5 Jahre für die
Neugeborenen von 2005 bis 2007 gestiegen
(Cicholas/Ströker 2009). 
Ein weiteres Ansteigen der Lebenserwar-
tung wird auch für die kommenden Jahre
vorhergesagt, einhergehend mit der Anglei-
chung der Lebenserwartung von Frauen und
Männern. Noch ist das Alter vor allem weib-
lich, da in der Gegenwart und in naher Zu-
kunft Frauen durchschnittlich länger leben
als Männer. Damit sind Frauen vom Risiko,
pflegebedürftig zu werden, stärker betroffen
und haben darüber hinaus eine Pflegebe-
dürftigkeit oftmals ohne die Unterstützung
eines Partners zu bewältigen. 
Von den 509.145 pflegebedürftigen Men-
schen in NRW 2009 waren rund 67 Prozent
weiblich. In der Gruppe der 90-Jährigen lag
der Anteil pflegebedürftiger Frauen bei 85,1
Prozent (Cicholas/Ströker 2009). Damit ist
deutlich, dass pflegepolitische Maßnahmen
die Betroffenheit von Frauen einzubeziehen
haben - aktuell wie auch in nächster Zu-
kunft. Für präventive Maßnahmen, die unter
anderem die Gefahr einer Singularisierung
im Alter - insbesondere bei Hochaltrigkeit -
abwehren können, gilt dies in vergleichba-
rem Maße.

ERWERBSTÄTIGKEIT NIMMT ZU

Zu den Aspekten der demografischen Ent-
wicklung kommt die parallel verlaufende all-
gemein-gesellschaftliche Entwicklung, wel-
che die Rolle von Frauen aktuell wie auch
künftig verändert. Die steigende Erwerbstä-
tigkeit sowohl junger als auch zunehmend äl-
terer Frauen ist hier ein wesentlicher Faktor.
Pointiert formuliert: Vor dem Hintergrund
dieser Veränderungen wird die lange gülti-
ge Selbstverständlichkeit - von manchem
als Natürlichkeit missverstanden - vor al-
lem pflegender Frauen weiter an Bedeutung
verlieren (Stiegler/Engelmann 2008). Den
Blick auf Frauen, Alter und Pflege zu richten,
ergibt sich daher aus der Kenntnis der Fak-
ten, die verantwortliches Handeln in Politik
und Gesellschaft erfordern.

Mit der zunehmenden Zahl alter 
Menschen wird auch die Anzahl der 
Pflegebedürftigen steigen
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In der Gegenwart werden pflegebedürftige
Menschen vorrangig in Privathaushalten
und vor allem von Frauen versorgt. Bei die-
sen ist die „Entscheidung“ für Sorge- und
Pflegearbeit in über 60 Prozent der Fälle ge-
gen eine Berufsarbeit getroffen. Auch wenn
Männer zunehmend Sorge- und Pflegeauf-
gaben übernehmen, gilt derzeit, dass der
überwiegende Anteil dieser Arbeit in Privat-
haushalten von weiblichen Angehörigen ge-
leistet wird. 

INWIEWEIT GESCHLECHTERDIFFERENZ?

Die Hintergründe für diese geschlechts-
spezifische Arbeitsteilung im privaten wie
im gewerblichen Bereich sind vielfältig und
komplex. Sie beruhen vor allem auf grund-

bewertet. Erkennbare Veränderungen in
der geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung
sind vor allem durch die steigende Erwerbs-
tätigkeit von Frauen bedingt. 
Daher stellt sich die Frage, inwieweit Frauen
für Pflegezeiten künftig Erwerbsunterbre-
chungen - mit der Folge sinkender Altersren-
ten - in Kauf nehmen werden. Denn in der
Regel können sie es sich gar nicht leisten
vor dem Hintergrund oftmals mangelnder
Alterssicherung, hervorgerufen durch dis-
kontinuierliche Erwerbsbiografien und ei-
nen hohen Anteil von Teilzeitarbeit mit ent-
sprechend geringer Einzahlung in die Ren-
tenversicherung. Dazu kommt ein höheres
Risiko, von Pflegebedürftigkeit betroffen zu
sein. All dies birgt bislang unbeliebte, unge-
klärte Fragen.
Wesentlich für die Zukunft der hier verbun-
den betrachteten Bereiche Frauen, Alter und
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legenden Geschlechterdifferenzen (Backes
1997). Sorgen und Pflegen sind demnach
weiblich konnotiert und werden in der Er-
werbsgesellschaft vergleichsweise gering
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� Die meisten 
pflegebedürftigen
Alten sind Frauen,
die wiederum 
vorwiegend von
weiblichen Ange-
hörigen betreut
werden
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Struktur des Arbeitsmarktes nachhaltig ver-
änderte. Während sozialversicherungspflich-
tige und unbefristete Vollzeitstellen - so
genannte Normalarbeitsverhältnisse - abge-
baut wurden, entstanden in erheblichem Um-
fang „atypische“ Beschäftigungsverhältnis-
se wie Teilzeitstellen, Minijobs, Leiharbeit und
befristete Anstellungen. 

ZUWACHS DURCH LEIHARBEIT 

Der Umverteilungsprozess entfaltete in der Kri-
senphase von 2001 bis 2005/2006 eine star-
ke Dynamik. In den Folgejahren setzte sich die-
ser Prozess verlangsamt fort. Die Zahl der
atypischen Beschäftigungsverhältnisse stieg

ie Rahmenbedingungen für Beschäfti-
gung haben sich in den zurückliegenden

Jahren dramatisch verändert. Die Flexibilisie-
rungsbestrebungen der Unternehmen wurden
arbeitsmarktpolitisch durch Deregulierungs-
maßnahmen - insbesondere durch die so ge-
nannten Hartz-Gesetze - beschleunigt. Sie ha-
ben darüber hinaus das Spektrum an Be-
schäftigungsformen erheblich ausgeweitet.
Dieser Prozess ist noch nicht abgeschlossen. 
Mit der Fragmentierung des Arbeitsmarktes
verstärkt sich die Tendenz zu einer stärkeren
sozialen Polarisierung. Das Risiko, trotz Erwerbs-
arbeit in eine dauerhaft prekäre Arbeits- und
Lebenssituation abzugleiten, ist für Frauen stär-
ker gestiegen als für Männer. Prekär im ma-
teriellen Sinn bedeutet, dass kein Existenz si-
cherndes Einkommen erzielt und keine selbst-
bestimmte Lebensführung mehr gewährleis-
tet ist. Der gegenwärtige Umbruch wirkt vo-
raussichtlich bis ins Rentenalter nach.
Seit Beginn der Wirtschaftskrise im Jahr
2001 hat eine Umverteilung von Beschäfti-
gungsformen stattgefunden, welche die

Der Wandel des Arbeitsmarktes hin zu mehr Teilzeit, Minijobs und
Leiharbeit bringt Frauen nur scheinbar Vorteile und setzt vielmehr
Frauen wie Männer unter zusätzlichen wirtschaftlichen Druck

Höheres Armutsrisiko
trotz Erwerbstätigkeit

� Obwohl Frauen aufgrund des demografischen Wandels immer stärker auf dem Arbeitsmarkt 
gebraucht werden, haben sie oft schlechter bezahlte Jobs als Männer
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Pflege ist die Frage der Vereinbarkeit von
Beruf und Pflege. Lange Zeit eher eine
Frauenfrage mit dem üblichem Schicksal
geringer politischer Beachtung, gewinnt
diese Frage zunehmend an Bedeutung.
Veränderungen im Bereich der Frauener-
werbstätigkeit, der steigende Bedarf an
gut ausgebildeten Menschen sowie ein
höherer Anteil von Männern im Bereich
der privaten Pflege erfordern dringlich an-
dere Lösungen zur Vereinbarkeit von Beruf
und Pflege. 

NEUE MÖGLICHKEITEN SCHAFFEN

So reichen die bisherigen Möglichkeiten
wie etwa die Inanspruchnahme kurzzeiti-
ger Arbeitsverhinderung (Pflegezeitgesetz
§ 2) oder die Inanspruchnahme der Pflege-
zeit für die Gestaltung und Bewältigung
der gesamtgesellschaftlichen Aufgabe der
pflegerischen Versorgung (Pflegeversiche-
rungsgesetz § 8 Abs. 1) nicht aus. Vor allem
dann nicht, wenn eine gleichberechtigte
Teilhabe von Frauen und Männern am Ar-
beitsmarkt selbstverständlich sein soll.
Gebraucht werden Lösungen, die zusam-
men ein Konzept ergeben mit dem Ziel,
die Vereinbarkeit von Beruf und Pflege für
Männer und Frauen gleichermaßen zu er-
möglichen. Diese Lösungen müssen in der
Arbeitswelt und in den Kommunen veror-
tet sein. In der Arbeitswelt geht es vor al-
lem um ein Mehr an flexibler Zeit - auf der
Grundlage erweiterter gesetzlicher Rege-
lungen - sowie unterstützender Möglich-
keiten in den Bereichen Information und
Kommunikation, Arbeitsorganisation, Ar-
beitsort und Personalentwicklung (Prog-
nos/berufundfamilie 2009). 
In den Kommunen geht es auch im wohl-
verstandenen Eigeninteresse um den Aus-
bau koordinierter Informations-, Bera-
tungs- und Versorgungsangebote im Nah-
raum. Wesentliche Aufgabe kommunaler
Infrastrukturgestaltung ist laut Stiegler
und Engelmann (2011) dabei das so ge-
nannte Care-Management. Hinzukom-
men müssen präventive, partizipativ aus-
gerichtete Angebote in den Quartieren,
welche das Potenzial älterer Menschen
einbeziehen und fördern. Für eine tief
greifende Veränderung insgesamt, wel-
che die Lasten, aber auch die Gewinne
von Sorge- und Pflegearbeit geschlech-
terneutral verteilt und ermöglicht, bedarf
es der Aufwertung der Sorge- und Pflege-
arbeit jenseits ökonomischer Betrachtun-
gen. �

Klaus Boeckmann  ist wissen-
schaftlicher Angestellter der
Kooperationsstelle Wissen-
schaft-Arbeitswelt, Sozialfor-
schungsstelle, TU Dortmund

DER AUTOR



STÄDTE- UND GEMEINDERAT 10/2011 17

wesentlich stärker an als die der Normalarbeits-
verhältnisse. Die Freude über den Anstieg der
sozialversicherungspflichtigen Vollzeitarbeits-
verhältnisse wird gedämpft durch die Tatsache,
dass es sich dabei etwa zur Hälfte um Arbeits-
plätze in der Leiharbeitsbranche handelt.
Mit der Veränderung der Beschäftigungs-
strukturen hat sich auch die Einkommensver-
teilung verändert. Hauptsächlich im produzie-
renden Gewerbe einschließlich der Bauwirt-
schaft wurden Vollzeitstellen abgebaut oder
zum Teil durch Leiharbeit ersetzt. Das waren
vergleichsweise gut bezahlte Arbeitsplätze, die
auch Menschen mit geringer Qualifizierung
ein ausreichendes Einkommen sichern konn-
ten. Im Dienstleistungsbereich entstanden da-
gegen vorwiegend schlechter bezahlte Teilzeit-
stellen, geringfügige Beschäftigungsverhält-
nisse (Minijobs) und Leiharbeitsverhältnisse.
Nach Angaben des statistischen Bundesam-
tes gehören Leiharbeit mit 67 Prozent und Mi-
nijobs mit 81 Prozent zu den Erwerbsformen
mit dem höchsten Niedriglohnanteil (siehe
Schaubild unten). Niedriglohn wird dabei als
zwei Drittel des Median-Stundenverdienstes
- 2008 genau 9,50 Euro - definiert.
Der Verlust an Vollzeitstellen entstand haupt-
sächlich in Wirtschaftsbereichen mit über-
durchschnittlich hohem männlichen Be-
schäftigungsanteil. In den Dienstleistungs-
bereichen mit traditionell höheren Frauen-
anteilen wurde demgegenüber vorwiegend
ein Zuwachs an Teilzeitstellen und Minijobs
realisiert. Mit einem undifferenzierten Blick
auf die Beschäftigungsentwicklung kann
dadurch der Eindruck entstehen, Frauen sei-
en die Gewinnerinnen am Arbeitsmarkt. 

EINKOMMEN SELTENER AUSREICHEND

Richtig ist vielmehr: Trotz gestiegener Zahl der
Beschäftigungsverhältnisse ist die Chance auf
ein ausreichendes Erwerbseinkommen für
beide Geschlechter gesunken. Das von Frau-
en insgesamt geleistete Arbeitsvolumen
stagniert seit langem. Die Arbeit wird ledig-
lich auf mehr Köpfe verteilt, die durch-
schnittliche Arbeitszeit pro Beschäftigungs-
verhältnis sowie das Durchschnittseinkom-
men pro Arbeitsplatz gesenkt. Die Ausbrei-
tung atypischer Beschäftigungsverhältnisse
bringt mehr Menschen in Arbeit und erhöht
gleichzeitig das Risiko dauerhaft prekärer Ar-
beits- und Lebensbedingungen.
Die zahlenmäßige Zunahme von Single-
haushalten und überwiegend weiblichen
Alleinerziehenden erfordert ein wachsendes
Angebot an ausreichenden Einkommens-
möglichkeiten insbesondere für Frauen. Der
Arbeitsmarkt stellt aber verstärkt nur noch
solche Beschäftigungsmöglichkeiten zur
Verfügung, die für die Sicherung des Le-
bensunterhalts nicht mehr ausreichen. Auch
in Partnerschaften hat sich das Bild verändert.
Heute können auch Männer den Haupter-
werb häufig nicht mehr sichern, weil das Ein-
kommen aus Leiharbeit oder einem Minijob
nicht ausreicht. 
Die weibliche Erwerbsarbeit entwickelt sich
mehr und mehr zu einem zweiten Einkom-
men - immer häufiger neben einem ebenfalls
geringen Einkommen, das der männliche Part-
ner erzielt. Im Bereich der unteren Einkom-
men ist der Anteil der Haushalte, in denen
Frauen das Haupteinkommen erzielen, ge-

wachsen. Dennoch wird die weibliche Er-
werbsarbeit oft noch als „Zuverdienstmög-
lichkeit“ behandelt und somit abgewertet.

MANN NICHT IMMER HAUPTVERDIENER

In der Arbeitsmarktentwicklung kommt ein
traditionelles Rollenverständnis zum Aus-
druck, das den Mann als Hauptverdiener
sieht und der Frau lediglich Zuverdienst-
möglichkeiten zugesteht. Diesen Anspruch
können aber Unternehmen immer weniger
einlösen, weil sie für die männlichen Haupt-
verdiener in immer größerem Maße lediglich
atypische Beschäftigungsverhältnisse be-
reitstellen. Zudem besteht die Gefahr, dass
Unternehmen aufgrund dieses Rollenver-
ständnisses ihre eigenen Entwicklungsmög-
lichkeiten beschneiden. 
Trotz des drohenden Fachkräftemangels
werden Frauen nach wie vor bei der Stellen-
vergabe und hinsichtlich der Karrierechancen
nachrangig behandelt. Dieses passive und in
einer traditionellen Position verharrende
Verhalten der Unternehmen macht es so gut
wie unmöglich, das dringend benötigte
weibliche Fachkräftepotenzial zu aktivie-
ren. Solange betriebliche Strukturen durch ei-
ne Kultur geprägt sind, die Frauen ausgrenzt
und deren Karrieremöglichkeiten beschnei-
det, dürfte sich daran wenig ändern.
Die Notwendigkeit einer eigenen Altersvor-
sorge durch Erwerbsarbeit steigt bei den Frau-
en an. Einerseits ist dies bedingt durch den
Trend zu Singlehaushalten und Alleinerzie-
henden. Andererseits entsteht in Partner-
schaften der Bedarf an einem zweiten Ein-
kommen, um den Lebensunterhalt wäh-

� Bei der Suche nach Arbeit treffen Frauen zu-
nehmend auf Teilzeit- oder Minijob-Angebote

� Minijobs mit 81 
Prozent und Leihar-
beit mit 67 Prozent 
gehören zu den 
Erwerbsformen mit
dem höchsten 
Niedriglohnanteil
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Beschäftigte mit Niedriglohn im Oktober 2006
Niedriglohngrenze bei zwei Dritteln des Medians vom Bruttostundenlohn (=9,85 Euro)

Ergebnis der Verdienststrukturerhebung 2006 (Angaben in %)
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rend der Erwerbsphase bestreiten und Alters-
vorsorge leisten zu können. 

ZUVERDIENST ZUR RENTE NÖTIG

Die aus Erwerbsarbeit finanzierten Renten
werden für eine wachsende Zahl von Perso-
nen - und insbesondere für Frauen - nicht
mehr ausreichen. Daher wird die Anzahl de-
rer, die über ihren Rentenanspruch hinaus ei-
nen Zuverdienst benötigen, ansteigen. Frau-
en werden auch im Rentenalter vermehrt auf
dem Arbeitsmarkt in Erscheinung treten. Dies
bedeutet zudem für unter 65-jährige eine zu-
sätzliche Konkurrenz um Arbeitsplätze.
Rentnern und Rentnerinnen wird kaum etwas
anderes übrig bleiben, als ihre Rente durch
Erwerbsarbeit aufzubessern. Denn der Um-
verteilungsprozess der Beschäftigungsformen
macht sich als Einnahmeverlust bei Steuern
und Sozialabgaben bemerkbar und erhöht
zusätzlich die Sozialausgaben. Dieses Geld
fehlt letztendlich, um die Lücken, die durch
Einkommensdefizite in der Erwerbsphase ent-
stehen, im Rentenalter auszugleichen. 
Das finanzielle Ausmaß der Veränderungen
am Arbeitsmarkt lässt sich verdeutlichen,
wenn man sozialversicherungspflichtige
Vollzeitstellen und geringfügige Beschäfti-
gungsverhältnisse hinsichtlich der Sozialaus-
gaben sowie Steuern und Sozialabgaben
miteinander vergleicht. Beispiel Dortmund:

Minijobber/innen haben hier 2010 etwa 50
Mio. Euro für Kosten der Unterkunft und ALG
II bezogen. Hinzu kommt grob geschätzt min-
destens derselbe Betrag an Mindereinnah-
men bei Steuern und Sozialbeiträgen. In
der Summe bedeutet dies ein Minus von jähr-
lich mehr als 100 Mio. Euro.

NETTO WENIGER JOBS 

Diese Rechnung geht in der Realität des Arbeits-
marktes jedoch nicht auf. Eine Vollzeitstelle wird
nicht zwingend durch entsprechende Teil-
zeit- oder Minijob-Äquivalente ersetzt, wie es
das Teilzeit- und Befristungsgesetz vorschreibt.
Im Pflegebereich beispielsweise müssten für
eine Vollzeitstelle auf der Basis tariflicher
Vereinbarungen etwa sechs 400-Euro-Jobs ge-
schaffen werden. Dies ist jedoch nicht immer
der Fall. Tatsächlich werden die Stundenzah-
len oft frei ausgehandelt, und eine Vollzeitstel-
le „kostet“ dann nur noch drei Minijobs. 
Zusätzlich steigen Unternehmen aus der
Tarifgemeinschaft aus und zahlen ihren Be-
schäftigten Stundenlöhne, die zum Teil weit
unter den Tariflöhnen liegen. Beides - frei und
zuungunsten der Arbeitnehmer/innen aus-
gehandelte Stundenlöhne sowie Ausstieg aus
der Tarifbindung - steigert das Armutsrisiko
und belastet die öffentlichen Haushalte zu-
sätzlich. Einen ähnlichen Effekt hat die Ver-
breitung von Leiharbeitsverhältnissen.

Letztlich handelt es sich um Beschäftigungs-
verhältnisse, die nicht in vollem Umfang
vom Arbeitgeber finanziert werden. Sie müs-
sen darüber hinaus öffentlich bezuschusst -
sprich: durch staatliche Sozialleistungen
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Klaus Boeckmann: Geteilte Zeit - Halbes
Leid? Beschäftigungsverhältnisse von Frau-
en und Männern im Strukturwandel; Dort-
mund 2009
Bundesagentur für Arbeit: Beschäfti-
gungsstatistik: Sozialversicherungspflichti-
ge Bruttoarbeitsentgelte. Autoren: Thomas
Frank, Christopher Grimm; Nürnberg 2010
Oliver Ehrentraut, Markus Matuschke,
Sabrina Schmutz, Reinhard Schüssler
(Prognos): Fiskalische Effekte eines gesetz-
lichen Mindestlohns. Expertise im Auftrag
der Friedrich-Ebert-Stiftung; Bonn 2011
Klaus Kock: Prekäre Beschäftigung und
lokale Gewerkschaftsarbeit; Eine Fallstu-
die aus dem Ruhrgebiet; Dortmund 2009
Statistisches Bundesamt: Verdienste und
Arbeitskosten 2008; Begleitmaterial zur
Pressekonferenz am 13. Mai 2009 in Berlin
Christian Wingerter: Der Wandel der Er-
werbsformen und seine Bedeutung für die
Einkommenssituation Erwerbstätiger. In:
Statistisches Bundesamt; Wirtschaft und
Statistik 11/2009, S. 1080 - 1098

StGB NRW AUF FACEBOOK UND TWITTER

künftig jeweils mit Erscheinen der neuen Ausgabe einen elektro-
nischen „Lockruf“. Sie können dann mithilfe ihrer Rats-Zugangs-
berechtigung die Ausgabe als Lese-Pdf im Internet-Angebot des
Städte- und Gemeindebundes NRW einsehen. Wer mehr auf Kurz-
nachrichten steht, kann das Verbandsgeschehen auch über den Mi-
kroblog Twitter verfolgen: www.twitter.com/StGBNRW . Dort
wird zurzeit jeweils die Kernbotschaft einer Pressemitteilung mit
einem Link auf den Volltext versandt.

eit Ende August 2011 ist der Städte- und Gemeindebund auch im sozialen Netz-
werk Facebook präsent. Die Seite ist unter www.facebook.com/StGBNRW im 

Internet zu erreichen. Dort werden regelmäßig in lockerer Form Nachrichten und
Tipps aus dem Verband eingestellt - etwa Bilder von Veranstaltungen, Links zu 
aktuellen Pressemitteilungen oder die Ankündigung der neuen Ausgabe von 
STÄDTE UND GEMEINDERAT mit den MITTEILUNGEN. Besonders diese Information ist für
Ratsmitglieder interessant. Folgen Sie dem StGB NRW auf Facebook, erhalten sie
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aufgestockt - werden. Denn das daraus er-
zielte Einkommen reicht für den Lebensun-
terhalt nicht aus. 

ENTLASTUNG DURCH MINDESTLOHN 

Die Sachverständigenkommission für den
ersten Gleichstellungsbericht der Bundes-
regierung bezeichnet in ihrem Abschlussbe-
richt 2010 die gegenwärtige Minijobstrate-
gie als „desaströs“ und fordert „mit Nach-
druck … die Abschaffung der Subventionie-
rung von geringfügigen Beschäftigungsver-
hältnissen … “. Ebenfalls diskutiert wird die
erneute Begrenzung auf höchstens 15 Wo-
chenstunden, wie sie vor Einführung der neu-
en Minijobregelung vorgeschrieben war. 
Um Lohndumping zu vermeiden, bleibt die
Forderung nach einem gesetzlichen Mindest-
lohn aktuell. Dies gilt insbesondere, nach-
dem das Beratungsunternehmen Prognos
AG berechnet hat, dass in Deutschland bei
einem Mindeststundenlohn von 8,50 Euro
eine fiskalische Entlastung von jährlich 7,1
Mrd. Euro und bei Mindeststundenlohn
zehn Euro eine Entlastung von jährlich 12,8
Mrd. Euro erzielt werden könnte. Ein gesetz-
licher Mindestlohn würde auch zur Entschär-
fung der Leiharbeitsproblematik beitragen.
Die dort gezahlten Einstiegslöhne von 7,79
Euro pro Stunde liegen weit unterhalb der
Niedriglohnschwelle.
Neben solchen Forderungen auf bundespo-
litischer Ebene könnten auch die Unterneh-
men selbst einiges zur Verbesserung beitra-
gen. Flexibilisierung bedeutet nicht ge-
zwungenermaßen eine Fragmentierung
und Umwandlung sozial abgesicherter Be-
schäftigungsverhältnisse. Mit intelligen-
ten Arbeitszeitmodellen und Work-Life-
Konzepten lassen sich auch sozialversiche-
rungspflichtige Vollzeit- und Teilzeit-Ar-
beitsverhältnisse flexibel an die Auftragsla-
ge anpassen. 
Der prognostizierte Fachkräftemangel bie-
tet eine Chance, neue Wege zu gehen, um
die Attraktivität der Unternehmen für qua-
lifizierte Fachkräfte zu verbessern. Arbeits-
und Betreuungszeiten, soziale Angebote
und individuelle Bedarfslagen müssen nicht
zwangsläufig den Marktbedingungen un-
tergeordnet werden. Sie ließen sich stattdes-
sen im Rahmen flexibler Produktionsabläu-
fe mit den Anforderungen des Marktes ab-
gleichen. Dann könnten sich die Vorteile von
Flexibilisierung nicht nur für Unterneh-
men, sondern auch für Beschäftigte voll ent-
falten. Davon würden Frauen und Männer
gleichermaßen profitieren. �

Insbesondere in den Ruhrgebietsstädten ist
der demografische Wandel zur erfahrbaren
Realität geworden. Die Bevölkerungsent-
wicklung - Geburtenrückgang, Alterung,
Abwanderung - und die Folgen des Struktur-
wandels haben Entwicklung und Zukunfts-
perspektive der Städte und Quartiere erheb-
lich beeinflusst. In diesem Zusammenhang
haben sich Migration und Demografie in den
zurückliegenden Jahren zu einem „Themen-
trend“ entwickelt und rücken zunehmend in
das Blickfeld der Politik sowie in das öffent-
liche Interesse. 

MIGRATION UND SEGREGATION

Denn Überalterung, Bevölkerungsrückgang,
Migration und Segregation sind zu festen Be-

ie unter Denkmalschutz stehende 
Zechensiedlung Dinslaken-Lohberg

entstand um 1910 nach dem Vorbild der
eng lischen Gartenstadtbewegung direkt
angrenzend an das Bergwerk Lohberg. Als
Bergarbeiterkolonie war Lohberg immer ein
Ort, an dem Menschen unterschiedlicher
Herkunft zusammenlebten. Das ist bis heu-
te charakteristisch.
Von den rund 6.000 Einwohnerinnen und
Einwohnern hat fast die Hälfte einen Migra-
tionshintergrund. Ein großer Anteil von diesen
stammt aus der Türkei. Durch die Anwerbung
seitens des Bergbaus kamen die ersten Arbeits-
migranten bereits Anfang der 1960er-Jahre. Gut
zehn Jahre später folgten ihre Familien. Der An-
teil der Personen mit ausländischer Staatsan-
gehörigkeit liegt heute bei rund 33 Prozent. In
der Gesamtstadt ist es etwa sieben Prozent.1
Der Stadtteil Lohberg wird aufgrund der anhal-
tenden sozialen und ökonomischen Probleme
seit dem Jahr 2000 durch das Bund-Länder-Pro-
gramm „Soziale Stadt NRW“ gefördert. 

In der ehemaligen Bergarbeitersiedlung Dinslaken-Lohberg mit 
hohem Ausländer-Anteil kommt Migrantinnen bei der 
Bewältigung des demografischen Wandels eine Schlüsselrolle zu

Migrantinnen aktiv 
als Bildungslotsen

� Die architektonisch ansprechende Bergarbeitersiedlung Dinslaken-Lohberg wurde vor 100 Jahren
nach dem Konzept Gartenstadt errichtet

D

Dipl.-Soz.wiss. Lale
Arslanbenzer ist 
Stadtteilmanagerin in 
Dinslaken-Lohberg
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griffen und Entwicklungsparametern für
viele Stadtteile geworden. Sie werden in en-
gem Zusammenhang betrachtet und nicht
mehr isoliert diskutiert. In diesem Kontext
sollten die ressortübergreifenden Entwick-
lungsstrategien des Bund-Länder-Programms
„Soziale Stadt“ in den Stadtteilen mit „beson-
derem Erneuerungsbedarf“ greifen. 
Auch die Entwicklung von Lohberg war zum
Projektbeginn durch eine Vielzahl von Pro-
blemen geprägt. Dazu gehörten die Zunah-
me der Erwerbslosigkeit, die Problematik von
Armut, die Ausgrenzung und der demogra-
fische Wandel und zuletzt die Schließung der
Zeche zum Ende des Jahres 2005. Gleichzei-
tig fand hier eine starke ethnische Segrega-
tion statt. 
All diese Problemlagen haben Auswirkungen
auf die Bevölkerungsentwicklung und -
struktur des Stadtteils gehabt. Während
seit 2000 in der Gesamtstadt positive Ein-
wohnerzahlen zu verzeichnen sind, fällt die
Bilanz in Lohberg negativ aus. Die Einwoh-
nerzahl des Ortsteils hat von 2003 bis 2009
um rund 600 Personen abgenommen.2

AUSGLEICH DURCH JUGENDLICHE

Diese Tendenz wäre sicherlich weit stärker
ausgeprägt, wenn nicht viele Migranten-Fa-
milien hier lebten und damit einen zahlen-

mäßigen Ausgleich schafften. Der Anteil
von Kindern und Jugendlichen bis 24 Jahre
ist in Lohberg mit 36 Prozent im Vergleich zur
Gesamtstadt mit 25 Prozent besonders
hoch.3 

Die andere Seite der Medaille ist jedoch,
dass in Lohberg - wie in vielen anderen Ruhr-
gebietsquartieren - eine ethnische Segrega-
tion zusammen mit einem hohen Maß an so-
zialer Segregation zu beobachten ist. Hinzu
kommen die Sprach- und Bildungsdefizite. Die
Folgen sind hohe Arbeitslosigkeit und Aus-
schluss von gesellschaftlicher Teilhabe - ins-
besondere bei jungen Migranten. Insgesamt
wirken die gesellschaftlichen, ökonomischen
und politischen Entwicklungen in den Städ-
ten in vielfältiger Weise auf die Migranten ein. 
Der Strukturwandel des Ruhrgebiets geht an
den Migranten vorbei. Während immer mehr
gut ausgebildete Fachkräfte im Bereich Ein-
zelhandel, Wirtschaft und Tourismus ge-
sucht werden, fallen „niedrigschwellige“ Ar-
beitsplätze für gering Qualifizierte weg.
Aber genau in diesem Segment liegen die
Kompetenzen vieler Jugendlicher aus Lohberg.

VIELE EINZELMAßNAHMEN 

Seit Ende 2000 werden in Lohberg kleinräu-
mige und differenzierte Maßnahmen entwi-
ckelt und umgesetzt, um den negativen Ent-
wicklungen des Stadtteils entgegenzuwirken.

Den strategischen Handlungsrahmen gibt
dabei ein vom Rat der Stadt Dinslaken beschlos-
senes Handlungskonzept. Dennoch sind die de-
mografisch bedingten Veränderungen in der
Altersstruktur und in der ethnischen Zusam-
mensetzung der Stadtteilbevölkerung auch
nach elf Jahren Stadtteilförderung deutlich
sichtbar. 
Trotz familienfreundlicher Wohnquartiere
mit großen grünen Innenhöfen ziehen nur we-
nige deutsche Familien nach Lohberg. Dies ist
zum großen Teil dem schlechten Image des
Stadtteils geschuldet. Auswärtige kommen
kaum nach Lohberg und haben kaum Kennt-
nis über den Stadtteil. Obwohl dort der Migran-
tInnen-Anteil bei rund 50 Prozent liegt, wird
er von Dinslakenern anderer Ortsteile teilwei-
se auf gut 90 Prozent geschätzt.
In Lohberg gibt es weitaus mehr Kinder und
Jugendliche mit Migrationshintergrund als
deutschstämmige. Dies hat selbstredend
Auswirkungen auf die Bildungslandschaft im
Stadtteil. In den Kindertagesstätten gibt es
Einrichtungen mit fast 90 Prozent Migran-
tenkindern. Auch die Grundschule im Stadt-
teil hat einen Anteil von über 90 Prozent. Ei-
ne solch homogene Verteilung bringt all
diejenigen Probleme mit, die im schulpolit-
schen Fachdiskurs hinlänglich thematisiert
worden sind. 

MIGRANTINNEN AKTIV

Trotz starker sozialer Problemlagen in Lohberg
ist das interkulturelle Leben nicht problema-
tisch. Dabei übernehmen Migrantinnen ins-
besondere in den Bereichen Bildung und Bür-
gerschaftliches Engagement eine wichtige Rol-
le. Sie sind Bildungslotsen, sie sind ehrenamt-
lich bei den Moscheen und anderen Einrich-
tungen aktiv, sie sind Brückenbauerinnen
zwischen Migranten und Mehrheitsgesell-

� Regelmäßige Treffen verbessern das 
Miteinander der Generationen und Kulturen
im Stadtteil

� Kinder aus Migrantenfamilien werden in 
Lohberg gezielt gefördert

2 Sozialberichte der Stadt Dinslaken, Stand 2003 und 2009
3 Sozialberich der Stadt Dinslaken 2009
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gunsten des von Jürgen Rüttgers geführten
schwarz-gelben Bündnisses verlor. 
Ein Blick auf die amtlichen Ergebnisse der
nordrhein-westfälischen Landtagswahlen
verdeutlicht jedoch, dass lediglich für den 
Zeitraum von 1980 bis 2000 eine tenden -
zielle Dominanz der SPD bestanden hat. 
Bis in die 1960er-Jahre hinein war die CDU
durchgängig die stärkste Partei, und abge-
sehen von einem Intermezzo 1956 bis 1958
stellte sie von 1947 bis zur Landtagswahl 1966
stets den Ministerpräsidenten. Gleichwohl
lassen die Stimmenanteile der Parteien er-
kennen, dass sich der Schwerpunkt in den 
vergangenen 60 Jahren von den Parteien des
so genannten bürgerlichen Lagers ein Stück
weit hin zu den Parteien des so genannten
linken Lagers verschoben hat. 
Die Landtagswahl 2005 ist dabei nur eine
punktuelle Unterbrechung des langfristi-
gen Trends. In der Forschung besteht weit-
gehende Einigkeit, dass diese Unterbre-
chung vor allem bundespolitische Ursachen
hat (vgl. Klein/Ohr 2008). Allerdings ist es
nicht die SPD, die in Nordrhein-Westfalen von

bwohl es eher zu den Aufgaben der Wis-
senschaft gehört, mit Mythen aufzuräu-

men, ist es manchmal so, dass sie sich ihre ei-
genen Mythen schafft. Zu den Mythen der
Wahlforschung gehört, dass bestimmte Bun-
desländer traditionell eher „rot“ oder eher
„schwarz“ sind. Nordrhein-Westfalen wird da-
bei den sozialdemokratisch geprägten Bun-
desländern zugeordnet. Entsprechend groß
war das allgemeine Erstaunen, als mit der
Landtagswahl 2005 die Koalition aus SPD und
Grünen die parlamentarische Mehrheit zu-

Bei den Frauen haben geringere Kirchenbindung und höhere 
Bildungsabschlüsse nachweislich die Wahlpräferenzen 
zuungunsten konservativer Parteien und Inhalte verschoben 

Wählerinnen in NRW
orientieren sich neu

O

� Das Wahlverhalten von Frauen hat sich in den vergangenen Jahrzehnten deutlich verändert

schaft, sie sind Kulturlotsen und vieles mehr. 
Darüber hinaus verfügen Migrantinnen
über Ressourcen und die Bereitschaft zur
pflegerischen Versorgung älterer Men-
schen. Von daher werden ihre Qualifizierung
und die Erhöhung ihrer Erwerbsbeteili-
gung von Bedeutung sein. Im Zusammen-
hang der demografischen Entwicklung
wird die Erwerbstätigkeit im Bereich Pfle-
ge immer wichtiger. Deshalb sind hier Wei-
terbildungsangebote, die stärker auf die fa-
miliäre und persönliche Situation der Mi-
grantinnen ausgerichtet werden - bei-
spielsweise Angebote für Teilzeitbeschäfti-
gung -, von großer Bedeutung. Dabei zäh-
len nicht nur staatliche Maßnahmen. Viel-
mehr braucht es vor allem Unternehmen,
die bereit sind, eine familienfreundliche Ar-
beitszeitgestaltung zu realisieren. 
In Lohberg sind zwei Moscheen und zwei
weitere türkisch-islamische Vereine an-
sässig. Sie vertreten einerseits die Interes-
sen ihrer Mitglieder und halten vielseitige
Angebote für sie bereit. Andererseits sind
sie ein wichtiges Bindeglied zwischen Mig-
ranten und Mehrheitsgesellschaft. Insbeson-
dere bei der Projektentwicklung und der da-
mit zusammenhängenden Bürgerbeteili-
gung sind die Vereine wichtige Ansprech-
partner für das Quartiersmanagement. 

RESSOURCEN ERKENNEN 

Auch in Zukunft wird der Stadtteil unter den
Folgen des demografischen Wandels zu
leiden haben. Migration und damit Mi-
grantinnen bilden einen wesentlichen Fak-
tor für eine demografische Veränderung in
Quartier. Das kann Chancen und Alternati-
ven für junge Migrantinnen im Berufsleben
bedeuten - jedoch nur dann, wenn ihre Po-
tenziale und Ressourcen erkannt werden.
Es bedarf dazu einer umfassenden und
integrierten Gesamtstrategie, die eine
nachhaltige Struktur von Integrations- und
Bildungsangeboten für Kinder, Jugendliche
und ihre Familien etabliert. 
Hinzu kommt, dass die Stimmung gegenüber
den Migranten deutlich positiver werden
muss und Migranten als Teil der Gesellschaft
betrachtet werden müssen. Wenn es Ziel
sein soll, den Stadtteil auf Dauer zu stabi-
lisieren, und wenn gleichzeitig die Potenzia-
le der Migranten und Migrantinnen für die
demografische und sozioökonomische Ent-
wicklung des Quartiers nutzbar gemacht
werden sollen, dann gilt es, die Familien-, Bil-
dungs- Arbeitsmarkt- und Wohnungspoli-
tik neu zu gestalten. �
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diesem Trend profitiert. Seit 1985 hat sie kon-
tinuierlich Stimmenanteile verloren. Nutznie-
ßerinnen sind vielmehr Die Grünen - und zu-
letzt in gewissem Umfang auch Die Linke 
(siehe Abbildung rechts). 

FRAUEN AUSSCHLAGGEBEND 

Ein wesentlicher Grund für diese Kräftever-
schiebung ist ein Wandel der parteipolitischen
Orientierungen der Wählerinnen in Nord-
rhein-Westfalen. Dies lässt sich anhand re-
präsentativer Umfragen nachweisen, die
seit 1962 immer wieder im Vorfeld der Land-
tagswahlen durchgeführt wurden.  
Die Stimmabgabe von Wählerinnen kann vor
allem deshalb ausschlaggebend sein, da die
Zahl der wahlberechtigten Frauen in Nord-
rhein-Westfalen seit mindestens 20 Jahren
über der der Männer liegt. Gleichzeitig weist
aber die Wahlbeteiligung in beiden Gruppen
ein ähnliches Niveau auf (Quelle: Landesamt
für Datenverarbeitung und Statistik NRW).
Dadurch haben Frauen prinzipiell ein höhe-
res politisches Einflusspotenzial. 
Berechnet man die Prozentpunktdifferenz der
Stimmenanteile, welche die Parteien bei
weiblichen und männlichen Befragten erzie-
len konnten, zeigt sich, dass bis 1970 Frauen
überproportional zur CDU tendierten. Dieser
Effekt verschwindet bei den nachfolgenden
Erhebungen jedoch völlig. Gleichzeitig lassen
die Umfragen aus Anlass der Landtagswah-
len 2000 und 2005 eine gewisse Tendenz zur
Bevorzugung der Grünen durch die weibliche
Wählerschaft erkennen (siehe Abbildung
unten).

Landtagswahlen NRW von 1950-2010 

Stimmenanteile von Frauen und Männern 1962-2005
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� Landtagswahlen NRW: Bis in die 1960er-Jahre war die CDU stärkste Partei in Nordrhein-Westfalen

� Wie die Prozent-
punkt-Differenz der
Stimmenanteile der
NRW-Parteien vor
Landtagswahlen
zeigt, haben sich bis
etwa 1970 mehr
Frauen (Balken ober-
halb der Trennlinie)
als Männer für die
CDU ausgesprochen
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SÄKULARISIERUNG WIRKT EIN

Warum aber haben sich die Wählerinnen so
deutlich von der CDU ab- und tendenziell den
Grünen zugewandt? Die Gründe liegen mög-
licherweise in der zunehmenden Säkularisie-
rung und der Bildungsexpansion der zurück-
liegenden Jahrzehnte (Niedermayer 2011;
Meulemann 1985). Die Kernwählerschaft der
CDU rekrutiert sich traditionell aus der Grup-
pe der kirchengebundenen Katholiken, welche
vornehmlich Frauen waren und sind (Roßteut-
scher 2007: 324). Die Grünen stellen neben ih-

rem Standardthema Umweltschutz auch das
Thema Gleichstellung in den Vordergrund
(Klein/Falter 2003: 76ff.), was vor allem für 
höher gebildete Frauen relevant ist.
Das Abschmelzen des traditionellen Wähler-
milieus der CDU zeigt sich im Prozess der Sä-
kularisierung nicht nur in bundesweiten
Umfragen, sondern auch in den vorliegenden
Daten für Nordrhein-Westfalen. Sind es 1962
noch 47,0 Prozent der Frauen und 39,1 Prozent
der Männer, die als kirchengebundene Katho-
likinnen und Katholiken  bezeichnet werden
können, reduziert sich dieser Anteil bis 2005
auf 34,3 Prozent respektive 27,7 Prozent. Da-
rüber hinaus zeigen die Zahlen, dass sich die
Anteile von Frauen und Männern innerhalb
des katholischen Milieus im Verlauf der Zeit
angeglichen haben.
Dieses reduzierte Wählerpotenzial der CDU
beabsichtigt darüber hinaus im Zeitverlauf,
zu einem geringeren Anteil der Partei am
Wahltag ihre Stimme zu geben. Im Ver-
gleich zu denen, die nicht zu den kirchenge-
bundenen Katholiken gehören, heben sie sich
zwar immer noch deutlich ab. Es zeigt sich
aber, dass die CDU-Wahlabsicht unter kir-
chengebundenen Katholikinnen und Ka-
tholiken kontinuierlich sinkt. 2005 erreicht
die Partei innerhalb ihrer Kernwählerschaft
ein um ungefähr zehn Prozentpunkte gerin-
geres Niveau bei der so genannten Sonntags-
frage. Somit kann der Prozess der Säku-
larisierung die Abkehr der Frauen von der
CDU erklären. Dies gilt jedoch auch für die 
Männer.
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Wenn dagegen die Hinwendung zu den
Grünen durch die Bildungsexpansion er-
klärt werden kann, muss die Entwicklung der
höheren Bildungsabschlüsse  in den zurück-
liegenden Jahrzehnten betrachtet werden.
Eine generelle Zunahme der Anzahl höherer
Bildungsabschlüsse belegen auch die Umfra-
gedaten für Nordrhein-Westfalen. 1962 konn-
ten 3,4 Prozent der Frauen und 8,7 Prozent der
Männer einen hohen Bildungsabschluss vor-
weisen. 1985 stieg der Anteil der Männer auf
13,7 Prozent wodurch sich eine deutlichere Dif-
ferenz zu den Frauen mit einem Anstieg auf
nur 4,9 Prozent zeigt. Im weiteren Verlauf
konnten die Frauen jedoch aufschließen.
2005 hatten 34,5 Prozent der Frauen und 44,7
Prozent der Männer einen hohen Bildungs-
abschluss.
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Wahlabsicht für Die Grünen in NRW 
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er frühere Bürgermeister von Drensteinfurt und lang-

jährige Präsident des Städte- und Gemeindebundes

Nordrhein-Westfalen, Albert Leifert, ist 75 Jahre alt gewor-

den. Der am 16. September 1936 in Schwelm geborene

Landwirtsohn studierte zunächst Chemie und Betriebs-

wirtschaft, bevor er den elterlichen Hof im Münsterland

übernahm. Noch während des Studiums trat er 1961 in die

CDU ein. 1975 wurde er erstmals in den Rat der Stadt

Drensteinfurt gewählt. Von 1979 bis 1999 war er ehren-
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D amtlicher Bürgermeister der Stadt. Für die Belange der

kreisangehörigen Städte und Gemeinden des Landes setz-

te er sich beim Städte- und Gemeindebund NRW seit

1983 in dessen Hauptausschuss und seit 1985 im Präsidi-

um ein. Von 1992 bis 2002 stand er dem kommunalen Spit-

zenverband abwechselnd als Präsident sowie als 1. Vize-

präsident vor. Von 1985 bis 2000 gehörte Leifert zudem

dem Landtag von Nordrhein-Westfalen an. Seit April 2005

bekleidet er das Amt des StGB NRW-Ehrenpräsidenten.

Mit Blick auf die Wahlabsicht für Die Grünen
zeigt sich in den Jahren von 1985 bis 2005 bei
hochgebildeten Frauen und Männern im
Vergleich zu den niedriger Gebildeten eine
klare Präferenz für diese Partei (siehe Abbil-
dung oben). Noch deutlicher ist zu erkennen,
dass der Anteil unter den hochgebildeten
Frauen vor allem ab 1995 besonders hoch ist.
Dies stützt die Annahme, dass die zunehmen-
de Wahl der Grünen durch die Frauen unter
anderem mit dem Anstieg ihrer Bildung
und dem damit einhergehenden Interesse für
Gleichstellungsfragen zu erklären ist.
Ob sich die Hinwendung der Wählerinnen zu
den Grünen in Nordrhein-Westfalen verfes-
tigt und hier von einer langfristigen Entwick-
lung gesprochen werden kann, die sich even-
tuell auch auf Bundesebene zeigt, muss
durch weitere Forschungsarbeiten unter-
sucht werden. �

Hochgebildete Frauen und
Männer wählen häufiger Die
Grünen als geringer Gebildete,
wobei Frauen noch stärker
Sympathie bekunden

%
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DERZEIT LEITFIGUR MANN

Aus diesem Blickwinkel heraus besteht erneut
die Gefahr, dass der Mann nach wie vor als
normative Leitfigur in der Produktentwick-
lung sowie im Marketing fungiert und man
an den vielfältigen Bedürfnissen der zahlen-
mäßig größeren Gruppe der älteren Frauen
vorbeigeht. Auch die einschlägigen Alters-
theorien konzentrierten sich lange auf Um-
brüche des männlichen Alterns. Der Fokus lag
vor allem auf dem Übergang von der Rolle des
„Breadwinners“ in den (Vor-)Ruhestand und
die damit einhergehenden Veränderungen. 
Demgegenüber wurde bei den Frauen, be-
dingt durch die ihnen zugeschriebenen repro-
duktiven Tätigkeitsfelder, von einer biographi-
schen Kontinuität ausgegangen. Da ihnen die
in ihrem bisherigen Lebenslauf charakteris-
tischen Aufgaben im Haushalt erhalten blie-
ben - so das Argument -, sind altersspezifi-
sche Bedarfs- und Problemlagen nicht oder
kaum existent (Backes 2005).
Für die große Mehrheit der weiblichen Alters-
gruppen über 50 Jahre, die in einer Partner-
schaft leben, ist typisch, dass sie einen nied-
rigeren Bildungstand als ihr Lebenspartner
aufweisen und - komplementär zur Ernährer-
rolle des Mannes - die der Hausfrau und Mut-
ter inne hatten, ergänzt um Zuverdiener-Jobs
in bestimmten Lebensphasen. Ihre ökonomi-
sche Lebenslage ist zwar oft eine durch das
„Nadelöhr“ des männlichen Haushaltsvor-
stands vermittelte. Dies bedeutet aber infol-
ge der Wohlstandsentwicklung der Nach-
kriegsjahrzehnte eine vergleichsweise aus-
kömmliche Lebenssituation. 

HETEROGENITÄT DER LEBENSLAGEN

Gleichwohl gilt: Lebenslagen, Lebens- und
Haushaltsstile und Konsummuster dieser
Altersgruppe zeichnen sich durch ein hohes
Maß an Heterogenität und Differenzierung
aus, sodass von einer „typisch weiblichen“ Le-
benslage älterer Frauen noch weniger gespro-
chen werden kann als von einer typisch
männlichen Normalbiographie mit dem
charakteristischen Übergang von der Er-
werbsarbeit zum (Vor-)Ruhestand.
Aus biologischen und gesellschaftlichen
Gründen, aber auch bedingt durch das quan-
titative Übergewicht der Frauen, dominieren
in der Gruppe der älteren Menschen weibli-
che Verhaltens-, Lebens- und Erlebensweisen.
Dafür wird auch der Ausdruck „Feminisierung
des Alters“ verwendet (vgl. Schimany 2003).
Dass es solche Unterschiede gibt, zeigt sich
in der Verschiedenheit von Familienstand,

Auch in einer Studie des Bundesministeri-
ums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend
„Wirtschaftsmotor Alter“ wird vom deut-
schen Seniorenmarkt gesprochen, der sich
als erster innerhalb Europas hoch dyna-
misch entwickeln wird: „Diese Vorreiterrol-
le kann....zu einem Wettbewerbsvorteil im
zunehmend internationaleren Markt für
Seniorenprodukte ausgebaut werden...“
(BMFSFJ 2007:8). Deshalb stünden Produkt-
entwicklung und Marketing vor der He-
rausforderung,  „auf die Bedürfnisse einer
Seniorengeneration einzugehen, die mit
über 40 Jahren Konsumerfahrung und einem
hohen Aktivitätsniveau zum Beispiel bei
den Männern überdurchschnittlich viele
Porsche- und Harley Davidson-Fahrer auf-
weist...“ (BMFSFJ 2007:9). 

rognosen gehen davon aus, dass bereits
im Jahr 2020 jede(r) Zweite in Deutsch-

land über 50 Jahre alt sein wird. 2030 werden
die über 60-Jährigen die Mehrheit der Bevöl-
kerung ausmachen. Deshalb überrascht die
immer noch anzutreffende Fixierung vieler
Branchen auf junge KonsumentInnen. Erst in
den zurückliegenden Jahren hat Deutschland
den „Silver“-Markt entdeckt. Männlich domi-
nierte Marketingteams mit einem Durch-
schnittsalter von 35 Jahren tun sich offensicht-
lich schwer, die deutlich größer werdende Kun-
dengruppe der 50-Plus-Generation mit hete-
rogenen, auch nach Geschlecht variieren-
den Bedarfs- und Interessenlagen zu identi-
fizieren sowie das damit verbundene wirt-
schaftliche Wachstumspotenzial zu nutzen. 
Bei der Betrachtung des Konsumverhaltens
der älteren Generation wird zwar die Kate-
gorie „Geschlecht“ als notwendiges und
sinnvolles Unterscheidungsmerkmal immer
wieder genannt. Über eine bloße Beschrei-
bung weiblicher und männlicher Konsum-
muster kommen die meisten Konsumstudien
allerdings kaum hinaus. 

Ältere Frauen mit ihren spezifischen Bedürfnissen werden als 
Konsumentinnen immer wichtiger, da die Gruppe älterer Menschen
generell wächst und Frauen darin in der Überzahl sind

Die Warenwelt unter
weiblichem Blick

� Ältere Menschen und besonders Frauen sind für die Wirtschaft zunehmend wichtige Kunden

Dr. Uta Meier-Gräwe ist 
Professorin für Wirtschafts-
lehre des Privathaushalts 
und Familienwissenschaft 
an der Universität Gießen
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Haushaltsstruktur und Wohnform zwischen
älteren Männern und Frauen, aber auch in-
nerhalb der Geschlechtergruppen. 
Die höhere Überlebenswahrscheinlichkeit
von Frauen ist mit einer überdurchschnittlichen
Betroffenheit durch typische Problemlagen ver-
bunden: Alleinleben, Armut, Gefährdung und
Abhängigkeit von institutioneller Versorgung.
Frauen leben im Alter nach Verwitwung oder
Trennung in der Regel allein, während Män-
ner bis ins hohe Alter überwiegend mit einer
Partnerin zusammenleben. Männer können
deshalb bei Krankheit zum großen Teil mit Un-
terstützung durch ihre Partnerin rechnen.
Frauen dagegen sind vielfach auf die Hilfe Drit-
ter angewiesen (Schimany 2003).

MATERIELLE RISIKEN GRÖßER

Schließlich weisen ältere Frauen im Ver-
gleich zu Männern größere materielle Risi-
ken auf, die mit diskontinuierlichen Erwerbs-
verläufen in ihrem Leben, mit eingeschränk-
ter Erwerbsarbeit in Form von Teilzeit, gering
qualifizierten und entlohnten Tätigkeiten
und deshalb niedrigere Rente sowie Be-
nachteiligungen im Rentenrecht zusam-
menhängen (BMFSFJ 2011). Eine Studie im Auf-
trag des NRW-Ministeriums für Generationen,
Familie, Frauen und Integration kam zu dem
Ergebnis, dass überhaupt nicht von „dem“
Konsumverhalten „der“ älteren Frauen ge-
sprochen werden kann, sondern ein breites
Spektrum an Konsummustern besteht (Mei-
er-Gräwe et al 2008). Der Blick für eine dif-
ferenzierte Wahrnehmung dieser Vielfalt
kann geschärft werden, indem unterschied-
liche Lebenslagen innerhalb der weiblichen
Altersgruppe in Beziehung gesetzt werden
zu ihrem Konsumverhalten. 
Von Interesse für die SeniorInnenwirtschaft,
aber auch für verschiedene Politikfelder ist
darüber hinaus der Vergleich charakteristi-
scher Konsumpräferenzen und -muster ver-
schiedener Altersgruppen von Frauen, weil da-
raus zukünftige Entwicklungen abgeleitet
werden können. Dies geschah in der ge-
nannten Studie durch den Vergleich von
drei Altersgruppen: der Gruppe der weiblichen
„best agers“ (50- oder 55-jährige bis 59-jäh-
rige Frauen, je nach Datenlage), den jünge-
ren Alten (60- bis 70-jährige Frauen) und den
älteren Alten (über 70-jährige Frauen).
Ein besonderes Gewicht wurde auf das Bil-
dungs- und Qualifikationsniveau der Frauen
in seiner Relevanz für ihre Lebens- und Haus-
haltsstile unter Einschluss ihres Konsumver-
haltens und der ihnen zugrunde liegenden
Werthaltungen gelegt (Ebenda). Diese Vor-

gehensweise hatte das Ziel, möglichst belast-
bare Aussagen und Prognosen über Konsum-
präferenzen und -muster der künftigen
weiblichen Generation zu formulieren. 

BILDUNG HILFT 

Deutlich wurde, dass ein hoher Bildungs-
stand ein Erfolgsfaktor bei der Bewältigung so
genannter Statuspassagen, also auch dem
Übergang in den so genannten Ruhestand, bei
der Organisation des Alltags sowie beim Um-
gang mit altersbedingten Beeinträchtigungen
und Problemen darstellt. Das zeigt sich schließ-
lich in dem inzwischen für Deutschland signi-
fikant nachgewiesenen Zusammenhang von
Bildung und Lebenserwartung (Becker 1998).
Außerdem gibt es eine Vielzahl von Belegen,
dass entlang des Lebenslaufs eingeübte und

praktizierte Verhaltens- sowie Konsummus-
ter im Alter nicht aufgegeben, sondern fort-
gesetzt und an die altersbedingte gesundheit-
liche Situation angepasst werden. 
In der Zusammenschau der Befunde dieser
Studie ergab sich, dass die älteren Frauen der
Zukunft insgesamt anspruchsvolle, quali-
tätsbewusste Konsumentinnen sein wer-
den, die anders als die heutigen über 60-jäh-
rigen Frauen nicht mehr als „selbstgenügsa-
me Traditionalistinnen“ in Erscheinung tre-
ten. Vielmehr werden sie besser gebildet, län-
ger und kontinuierlicher erwerbstätig sein so-
wie über eigenes, wenngleich auch immer
noch weniger Geld als ihre männlichen Alters-
genossen verfügen. Dieses legen sie dann un-
ter anderem - infolge von Rentenanpassun-
gen nach unten - durchaus vorausschauend
für ihre private Absicherung im Alter an. Sie

Mobilität: In der Aufbauphase des Familienzyklus
konzentrieren sich Frauen auf das Wohl der Kin-
der und stellen eigene Wünsche oft zurück. Wenn
die Kinder das Haus verlassen, haben Frauen mehr
Zeit für sich. Bisher nicht erfüllte Wünsche und Er-
wartungen an ein zufriedenes Leben können nun
realisiert werden. Öfter leben ältere Frauen dann
auch allein, sodass diese Zielgruppe ihre Mobili-
tät hoch schätzt. 
Als Zeichen von Selbstbestimmung und Flexibili-
tät gilt der Führerschein, der mit 64 Prozent bei äl-
teren Frauen sehr verbreitet ist. Damit empfinden
Frauen Freiheit und Unabhängigkeit, identifizieren
sich jedoch weniger mit dem Fahrzeug als Män-
ner. Außerdem sind Frauen auch ohne Führer-
schein im hohen Alter mobil, weil sie multimoda-
le Mobilität trainiert und bei der Wohnortwahl
verstärkt auf Flexibilität geachtet haben. Zudem
fühlen sie sich gesünder, da sie Wege häufiger zu
Fuß zurücklegen. Auf der anderen Seite wird eine
Abnahme der Mobilität beobachtet. Ältere Frau-
en genießen es, nicht die ganze Zeit unterwegs
sein zu müssen. 

Gesundheitsförderliche Dienstleistungen: Die
heutigen Frauen aus der Gruppe der jungen Alten
sind an höhere Gesundheitsstandards und medi-
zinische Dienstleistungen gewöhnt als die heuti-
gen hochaltrigen Frauen. Deren Ansprüche an
medizinische Versorgungsdienstleistungen sind
noch vergleichsweise gering. Mit zunehmendem
Bildungsstand und Sozialstatus verbessert sich
allerdings das gesundheitsförderliche Verhalten.
Dies umfasst auch ein höheres Anspruchsniveau
und die intensive Suche nach hochwertigen Ange-

AUSGEWÄHLTE KONSUMFELDER 
boten. Frauen haben im Vergleich zu Männern ein
größeres Interesse an Gesundheit und medizini-
schen Fragen. 
Da Frauen häufiger an physischen und psychischen
Erkrankungen leiden als gleichaltrige Männer und
zudem ihren Gesundheitszustand als schlechter
einschätzen, nehmen sie häufiger medizinische
und psychosoziale Beratung sowie Behandlung in
Anspruch und weisen einen höheren Medikamen-
tenverbrauch auf. Somit wird wohl der Konsum von
Medikamenten und Nahrungsergänzungsmitteln
sowie die Nachfrage nach Sportangeboten und
weiteren gesundheitsförderlichen Maßnahmen
steigen.

Finanzdienstleistungen: Hieran zeigen ältere
Frauen insgesamt ein schwächeres Interesse als ih-
re männlichen Altersgenossen. Allerdings sind Un-
terschiede in den Altersgruppen festzustellen. Wäh-
rend junge Frauen und Frauen ab 75 Jahre sehr we-
nig oder gar nicht interessiert sind, zeigen die 55-
bis 59-Jährigen das höchste Interesse an Kapital-
anlagen (Schönknecht 2003). Innerhalb der Grup-
pe der jungen Alten übernehmen Frauen mehr Ver-
antwortung für ihre finanzielle Lage. Mit steigen-
dem Bildungsniveau entsteht eine höhere Sensibi-
lität für das Geldwesen, und entsprechende Ange-
bote von Finanzdienstleistungen werden stärker
wahrgenommen. 
Überdies steigt das Einkommensniveau von Frau-
en. Sie sind somit mehr daran interessiert, ihre Fi-
nanzsituation zu erhalten und zu stärken. Ältere
Frauen in niedrigen Einkommensschichten und in
Armutslagen zeigen demgegenüber ein niedriges
bis gar kein Interesse an Finanzdienstleistungen. 
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formulieren Ansprüche an ihre Wohnquali-
tät und setzen diese auch nach besten Kräf-
ten um.

GENUSS UND FÜRSORGE

Die älteren Frauen der Zukunft haben gelernt,
sich etwas zu gönnen und das Leben zu ge-
nießen, was für die große Mehrheit der künf-
tigen Gruppe der älteren Frauen keineswegs
in Widerspruch zur Fürsorge gegenüber Kin-
dern, Enkelkindern und bedürftigen Familien-
mitgliedern oder zu verschiedenen Formen
sozialen Engagements steht. Die bundes-
deutsche Gesellschaft wird es künftig mit sehr
vielen mobilen, reise- und bewegungsfreudi-
gen älteren Frauen zu tun haben, die mit den
neuen Medien versiert umgehen und ihre Be-
dürfnisse sowie Interessen artikulieren. 
Sie verfügen über ein ausgeprägtes Ge-
sundheits- sowie Ernährungsbewusstsein
und haben hohe Ansprüche an Produktent-
wickler, Dienstleister und Werbefachleute.
Hier ist die Rede von der wachsenden kauf-
kraftstarken Gruppe der Mittelschichtsange-
hörigen mit Familie, aber auch von allein le-
benden, gut qualifizierten Frauen mit ausge-
prägter Berufsbiographie und schließlich
von älteren kinderlosen Frauen, die in einer
Partnerschaft leben. 
Darüber hinaus kann auch der Massen-
markt auf die Gruppe der älteren Frauen set-
zen. Das gibt schon deshalb Sinn, weil die „ba-
by-boomer“-Generation in den kommen-
den Jahren in den Ruhestand geht und da-
durch ein erheblicher Zuwachs dieser Kundin-
nengruppe absehbar ist. Gleichwohl wird die
bereits heute vorhandene Polarisierung in-
nerhalb der weiblichen „Generation Silver“
zunehmen. Das ist eine Folge abgesenkter
Rentenansprüche, prekärer Beschäftigungs-
verhältnisse sowie der Ausweitung des Nied-
riglohnsektors („Working poor“), der gerade

auch in den weiblich dominierten Beschäf-
tigungsfeldern stattfindet. 

KEIN DAUERNDER ERWERB

Hinzu kommt die immer noch stärkere Zu-
ständigkeit von Frauen der heutigen 50plus-
Generation für die Fürsorge gegenüber
Kindern und pflegebedürftigen Angehöri-
gen. Dies führt tendenziell zu unterbroche-
nen Erwerbsbiographien oder Teilzeitar-
beit - und damit zu vergleichsweise ungüns-
tigen Rahmenbedingungen für die Alters-
sicherung sowie den Aufbau von Vermögen.
In besonderem Ausmaß gilt das für die
Gruppe der alleinerziehenden Mütter, die be-
reits heute - im mittleren Erwachsenenal-
ter - im Vergleich aller Lebensformen in der
Bundesrepublik Deutschland das niedrigs-

te Wohlstandsniveau aufweisen (BMFSFJ
2006, BMFSFJ 2011).
Ein wesentliches Charakteristikum der älte-
ren Konsumenten besteht darin, dass Frau-
en den Hauptanteil der über 60-Jährigen bil-
den. Reife Frauen spielen auf unterschiedli-
chen Gebieten eine Schlüsselrolle. Sie küm-
mern sich um Kinder und Enkel, pflegen die
sozialen Kontakte und planen neben Beruf
sowie Haushalt die Finanzen ihres Haushalts.
92 Prozent verwalten das Familienbudget. Sie
haben großen Einfluss auf Anschaffungen für
Haus und Garten, aber auch auf die Art und
Weise der Freizeitgestaltung sowie auf die 
Urlaubsreisen. 
Außerdem kennen sie sich in den Bereichen Ge-
sundheit, Körperpflege und Ernährung bestens
aus. Frauen sind kommunikativer als Männer,
sie gelten als aktive Meinungsbildnerinnen. Ihr
Einfluss beschränkt sich nicht auf den eigenen
Familienhaushalt, sondern wirkt auch im Be-
kannten- und Freundeskreis (Bauer Media
2002). Darüber hinaus verfügt heute ein grö-
ßerer Anteil der nachrückenden älteren Frau-
en über ein höheres Bildungsniveau - mit ent-
sprechenden Konsequenzen für ihre Ansprü-
che und ihr Konsumverhalten.
Somit hat sich das Konsumverhalten älterer
Frauen geändert und unterscheidet sich deut-
lich von dem gleichaltriger Männer. Frauen be-
nötigen und kaufen zwar weitgehend diesel-
ben Produkte und Dienstleistungen wie Män-
ner. Unterschiedlich sind jedoch ihre Motiva-
tionen und Gründe. Außerdem legen Frauen
mehr Wert auf Service und Beratung. �
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tarke Quote - und das ganz ohne Quo-
te! Kein Frauenförderplan hat festgelegt,

dass im Kreis Gütersloh fünf von 13 Stadtober-
häuptern weiblichen Geschlechts sind. Die
Wähler/innen haben entschieden, und das
war offensichtlich gut so. Denn die fünf
kommunalen Spitzenkräfte haben sich in ih-
rer Position seit mindestens zwei Wahlperi-
oden behaupten können. Am längsten im
Amt ist Maria Unger (SPD), Bürgermeisterin
der Kreisstadt Gütersloh mit 100.000 Einwoh-
nern. Sie wurde 1994 zunächst ins Ehrenamt,
1999 dann ins Hauptamt gewählt, hatte
zeitweilig bis zu vier Gegenkandidaten und
„regiert“ mit politischen Mehrheitskoali-
tionen, denen ihre Partei nicht angehört.
Fünf von 13 - das macht einen Anteil von fast
40 Prozent. In der Unternehmenslandschaft
wäre das eine Spitzenquote für weibliche Füh-
rungskräfte und dürfte auch im landeswei-
ten Vergleich ganz oben auf der Erfolgsska-
la stehen. Im Kreis Gütersloh ist die Präsenz
der Frauen weit mehr als ein Statement. Sie

Fünf von 13 Bürgermeisterposten im Kreis Gütersloh sind mit 
Frauen besetzt, was die politische Szene vielfältiger 
macht und weibliche Führungskompetenz unter Beweis stellt

S

Starke Quote ohne
Quotenregelung

alle haben ihren Platz über die politischen Gre-
mien erarbeitet, alle sind in dem Ort, in
dem sie ihr Amt ausüben, im wahrsten Sin-
ne des Wortes „geerdet“. Maria Unger (Gü-
tersloh), Anne Rodenbrock-Wesselmann (Hal-
le), Sabine Amsbeck-Dopheide (Harsewinkel),
Susanne Mittag (Langenberg) und Marion
Weike (Werther) kandidierten aus der Mitte
ihrer Partei heraus - mit fundierten Kenntnis-
sen der Verhältnisse vor Ort. 
Dass vier von ihnen (Unger, Rodenbrock-
Wesselmann, Weike und Amsbeck-Dophei-
de) der SPD angehören, muss angesichts ei-
ner Kanzlerin Angela Merkel und zahlreichen
Kolleginnen in Land und Bund nicht überbe-
wertet werden. Im eher ländlich-konservativ
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strukturierten Kreis Gütersloh ist das aber zu-
mindest eine Erwähnung wert. Susanne
Mittag wiederum vertritt die Freie Wähler-
gemeinschaft in Langenberg. Zuvor sam-
melte sie vier Jahre kommunale Erfahrung als
Gleichstellungsbeauftragte in der Nachbar-
stadt Rheda-Wiedenbrück.

KEINE KARRIERE-SCHABLONEN

Die Biographien der fünf Frauen taugen
wenig zur Erstellung von Karriere-Schablo-
nen für weibliche Führungskräfte im öf-
fentlichen Dienst. Aber möglicherweise ist es
genau das, was sie einigen ihrer männlichen
Kollegen voraus haben. Zwei von ihnen, Ma-
rion Weike und Sabine Amsbeck-Dopheide,
sind Juristinnen. Erstere ist die einzige, die als
Juristin bei der Stadt Bielefeld auf so etwas
wie eine „klassische Verwaltungslaufbahn“
zurückblicken kann. 
Susanne Mittag, studierte Diplom-Ökonomin,
hat vor ihrem Eintritt in den öffentlichen
Dienst im Finanzbereich eines großen Ener-
gieversorgers gearbeitet. Anne Rodenbrock-
Wesselmann ist ausgebildete Erzieherin und
Diplom-Pädagogin, Maria Unger ehemalige
Bundesbahnangestellte. Sie unterstützte
neben Kindererziehung und Haushalt ihren
Mann bei der Geschäftsführung seines Un-
ternehmens.
Familie, Kinder, Familienphasen - das ist eine
Gemeinsamkeit, mit der fast alle Bürger-
meisterinnen aufwarten können. Auch beim
Alter lassen sich Parallelen feststellen. Mit An-
fang bis Mitte 40 sind sie in die Bürgermeis-
terinnen-Ämter „durchgestartet“ - die Erfah-
rung solider kommunalpolitischer Arbeit im
Rücken. Dass der Schwerpunkt nicht immer auf
„Sozialem und Bildung“ liegen muss, beweist
unter anderem die Karriere von Maria Unger.
Sie war Mitglied im Planungsausschuss - zu-
mindest in den 1980er- und 1990er-Jahren noch
eine echte „Männerdomäne“. 

ANFANGS ERSTAUNEN

„Männerdomänen“ waren lange auch die
klassischen „ersten Reihen“ bei zahlreichen
Veranstaltungen in Stadt, Land und Bund. An-
ne Rodenbrock-Wesselmann und Maria Un-
ger erinnern sich schmunzelnd an eine beson-
dere Form von Selbst-Wahrnehmung bei ei-
ner Einladung eines NRW-Innenministers, als
eine der wenigen weiblichen Kolleginnen an-
gesichts einer Wand aus dunkelgrauen An-
zügen formulierte, was alle dachten : „Die
glauben jetzt, die haben ihre Sekretärinnen
mitgebracht.“

� Weibliche Stadtoberhäupter im Kreis Gütersloh (v. links): Anne Rodenbrock-Wesselmann, Maria 
Unger, Sabine Amsbeck-Dopheide, Marion Weike und Susanne Mittag 

Susanne Zimmermann 
ist Pressesprecherin der 
Stadt Gütersloh
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Heute sind die Reihen bunter, eine Kanzlerin
trägt farbige Blazer als „Arbeitskleidung“. Und
doch ist der Auftritt von insgesamt fünf
Spitzenfrauen in einem einigermaßen über-
schaubaren Kreisgebiet nach wie vor nicht un-
auffällig. „Unauffällig“ will sowieso keine von
ihnen sein. In ihren Verwaltungen und poli-
tischen Gremien stehen sie zwar für unter-
schiedliche Führungsstile, doch alle verwei-
sen - ganz unabhängig voneinander - auf ih-
re Präsenz im Ort: „Meine beste Bürger-
sprechstunde ist beim Einkauf im Super-
markt“, bringt es Marion Weike auf den
Punkt. 
Das bedeutet: Alle fünf haben die Erfahrung
gemacht, dass sie sehr unmittelbar und di-
rekt von den Bürgern und Bürgerinnen ange-
sprochen werden. Das geht bis zur Lebens-
beratung im persönlichen Konfliktfall. Auch
das haben Unger, Weike, Rodenbrock-Wessel-
mann, Amsbeck-Dopheide und Mittag erlebt.
„Die Gesprächspartner spüren das, was man
wohl Lebenserfahrung nennt,“ so das gemein-
same Fazit.

VORSICHT BEI VERSPRECHEN

In politisches Handeln umgesetzt ist das für
Susanne Mittag „ein stärkerer Fokus auf die
Beteiligung der Bürger“ und eine „Einbezie-
hung des Erfahrungsschatzes der Bürger bei
kommunalpolitischen Entscheidungen“. An-
dererseits, so ihre Einschätzung, „gehen
Frauen in der Politik vielleicht vorsichtiger mit
Versprechungen um und versuchen durch ein
mehr an Transparenz, Entscheidungen für
den Bürger nachvollziehbarer zu machen “.
Lösungen im Konsens anstreben, Abstim-
mungen und immer wieder das Gespräch für
eine sachgerechte Lösung politischer Konflik-
te suchen - auch diese Stichworte fallen,
wenn nach eventuellen Unterschieden zu ei-
nem „männlichen“ Politikstil gefragt wird. 
Statistisch belegen lassen sich solche Annah-

men vermutlich nicht, und der empörte Auf-
schrei unter den konsensorientierten, immer
gesprächsbereiten politisch tätigen männli-
chen Kollegen wäre nicht ganz unberechtigt.
Nicht von der Hand zu weisen ist jedoch der
konkrete Einfluss der weiblichen Führungs-
kraft mit der eigenen Erfahrung von Familie
und Kindern bei der Förderung der Vereinbar-
keit von Familie und Beruf im eigenen
(Rat)Haus. 
Auch wenn in der „zweiten Ebene“ der Füh-
rungskräfte in allen fünf genannten Städten
und Gemeinden noch Luft nach oben bleibt,
um die Gesellschaftsstruktur verlässlich ab-
zubilden - derzeit etwa 17,5 Prozent weibliche
Führungskräfte im Gütersloher Rathaus -, se-
hen die Bürgermeisterinnen ihre Mitarbeite-
rinnenstruktur auf einem entwicklungsfähi-
gen Weg. „Wir haben schon jetzt einen kla-
ren Frauenüberschuss im Rathaus,“ fasst
Marion Weike die aktuelle Ausgangsbasis in
Werther zusammen. 
Für sie und die Kolleginnen heißt das: Ermu-
tigung zur internen Weiterbildung und
Förderung derselben, Schaffung flexibler Ar-
beitsangebote zur Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf, aber auch die ausdrückliche
Werbung beim männli-
chen Personal, Elternzeit
zu nehmen. Für Anne Ro-
denbrock-Wesselmann ist
das unabhängig von je-
dem personellen Engpass
ein Anliegen, „für das ich
mich in jedem einzelnen
Fall einsetze.“ Auch Mari-
on Weike hat die Erfah-
rung gemacht, dass sich
Männer offensichtlich bei
einer weiblichen Füh-
rungskraft eher trauen,
Erziehungsurlaub zu neh-
men.“ Maria Unger will
zudem die Flexibilität in 

jedem Lebensalter nicht außer Acht lassen:
„Auch die Pflege von Angehörigen ist hier
ein wesentliches Thema.“ 

ERFOLGE VORZUWEISEN

Nach zwei beziehungsweise drei Amtsperi-
oden können die fünf Bürgermeisterinnen
aus dem Kreis Gütersloh selbstbewusst auf
Erfolge verweisen, die weit über das Stadi-
um der Absichtserklärung hinausgehen. Sie
haben - wie Sabine Amsbeck-Dopheide
beim Bau einer Umgehungsstraße - mit
unkonventionellen Konzeptionen Projekte
umgesetzt, die zuvor jahrelang politische
Dauerbrenner waren. Sie haben sich, wie Ma-
ria Unger, gegen Mehrheiten anderer poli-
tischer Couleur behauptet und Flagge gezeigt
in kontrovers diskutierten Fragen - bei-
spielsweise beim Gütersloher Theaterneu-
bau. Sie arbeiten stadtübergreifend bei der
Entwicklung eines interkommunalen Gewer-
begebiets in Halle oder mit Blick auf den zu-
künftigen Abzug der Briten zusammen. 
Durchhaltevermögen und Zähigkeit kenn-
zeichnen ihre Arbeitshaltung, die nicht den
„schnellen Erfolg“ im Auge hat. „Wir fragen
nicht so sehr ‚was kriegen wir dafür‘, sondern
wir versuchen herauszufinden, was für die Sa-
che und den gemeindlichen Frieden notwen-
dig ist,“ bringen es Sabine Amsbeck-Do-
pheide und Maria Unger auf den Punkt.
Und sie sagen von sich, dass sie auch Fehler
zugeben können, wenn es erforderlich ist. Ob
das ein Merkmal ist, das sie von ihren männ-
lichen Mitstreitern unterscheidet, kann hier
nicht belegt werden. Ein Qualitätsmerkmal
im politischen Alltag ist es allemal. �

� Der Kontakt zu Bürgerinnen und Bürgern ist
der Bürgermeisterin von Halle (Westf.), 
Anne Rodenbrock-Wesselmann (rechts), wichtig

� Als Bürgermeisterin
von Gütersloh tauscht
sich Maria Unger mit
Studenten der Fach-
hochschule Bielefeld
aus, die am Standort
Gütersloh studieren
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Gebührenbescheide 
durch GmbH als 
Geschäftsbesorger
Ein Wasser- und Abwasser-Zweckverband darf den Er-
lass von Gebührenbescheiden nicht durch vertragli-
che Vereinbarung auf eine privatrechtlich organisier-
te Gesellschaft mit beschränkter Haftung übertragen
(nichtamtlicher Leitsatz).

BVerwG, Urteile vom 23. August 2011
- Az.: 9 C 2.11, 3.11 und 4.11 -

Die Kläger wurden mit Be-
scheiden unter dem Brief-
kopf des beklagten Zweck-
verbands zur Zahlung von
Wasser- und Abwasserge-
bühren herangezogen. Der
Zweckverband, der zu die-
sem Zeitpunkt über kein ei-
genes Personal verfügte,
hatte die Berechnung der
Wasser- und Abwasserge-
bühren sowie die Erstel-
lung und Versendung der
Bescheide einer privaten
GmbH im Wege eines Ge-
schäftsbesorgungsvertrags
übertragen. Das Verwaltungsgericht und das OVG
haben diese Art der Aufgabenerledigung beanstan-
det und die angefochtenen Bescheide aufgehoben.
Die Veranlagung zu Wasser- und Abwassergebüh-
ren einschließlich der Prüfung der Voraussetzun-
gen der Gebührentatbestände falle nach dem
Thüringer Landesrecht in die hoheitliche Ent-
scheidungskompetenz des Zweckverbands.
Das Bundesverwaltungsgericht hat diese Ent-
scheidungen bestätigt. Die Annahme der Vorinstan-
zen, es lägen zwar formal Abgabenbescheide vor,
diese seien jedoch rechtswidrig, weil sie inhaltlich
nicht von dem zuständigen Hoheitsträger verant-
wortet seien, verstoße nicht gegen Bundesrecht.
Sie lasse keine sachfremden Erwägungen erken-
nen und könne das Recht auf kommunale Selbst-
verwaltung schon deswegen nicht verletzen, weil
der Zweckverband nicht der Selbstverwaltungsga-
rantie des Grundgesetzes unterfalle. Da die Län-
der die Möglichkeit hätten, durch Gesetz die Prü-
fungs- und Entscheidungskompetenz der Wider-
spruchsbehörde einzuschränken, sei es auch nicht
zu beanstanden, dass die Vorinstanzen die Wider-
spruchsbehörde nicht für ermächtigt gehalten hät-
ten, anstelle des Zweckverbands erstmals eine in-
haltliche Regelung zu treffen.

Widerruf einer UMTS-
Mobilfunklizenz
Das Bundesverwaltungsgericht hat die Klage eines
Telekommunikationsunternehmens abgewiesen, mit
der sich dieses gegen den Widerruf einer von ihm er-
steigerten Mobilfunklizenz gewehrt und die Erstat-
tung des Versteigerungserlöses verlangt hatte.

GER I CHT
IN KÜRZE
zusammengestellt 
von Hauptreferent 
Andreas Wohland, 

StGB NRW

Der Ausschuss der Regionen sucht die Euro-
päische Unternehmerregion 2013. Interes-
sierte regionale Gebietskörperschaften kön-
nen eine Bewerbung einzureichen, die einen
Strategieplan und einen Aktions-
plan mit Umsetzungsmaßnah-
men enthält sowie Aufschluss
über die geplanten Kommunika-
tionsaktivitäten gibt. Aus den Be-
werbungsunterlagen sollte her-
vorgehen, dass hinter der Stra-
tegie für die Europäische Unter-
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Kommunale Seniorenpolitik aktiv gestalten
• Kommunale Seniorenpolitik ist ein Kernele-
ment sozialer Daseinsvorsorge, das örtlich in-
tegriert und regional vernetzt mit dem Ziel ver-
folgt wird, die selbstbestimmte Teilhabe Äl-
terer einschließlich ihrer
aktiven Mitgestaltung von
Gesellschaft und Politik
zu fördern, die seniorenbe-
zogenen Infrastrukturen
und Dienstleistungen prä-
ventiv ausgerichtet quar-
tiersnah zu vernetzen so-
wie in der Öffentlichkeit
für ein an Potenzialen und nicht an Defiziten
orientiertes Bild vom Alter einzutreten. Der
Querschnittcharakter der Seniorenpolitik er-
fordert, dass sich das gemeinsame Handeln
aller Beteiligten nicht auf die primär senioren-
spezifischen Bereiche beschränkt, sondern das
gesamte Lebensumfeld und Generationenge-
flecht mit in den Blick nimmt.

• Ohne das Engagement insbesondere der
kommunalen Seniorenvertretungen und der
Einbeziehung des Know-how älterer Men-
schen über Seniorengremien und -beauf-
tragte sowie Seniorenbüros und -agentu-
ren wäre der inzwischen erreichte Stellenwert
von Seniorenarbeit und -politik in den Städ-
ten und Gemeinden des Landes undenkbar.
Ein zielgerichteter Ausbau der politischen Par-
tizipation Älterer an kommunalen Projekten
und Entscheidungen liegt deshalb im Eigen-
interesse der örtlichen Gemeinschaften; er er-
fordert aktuell auch keine gesetzgeberischen
Aktivitäten, sondern vor allem ein vitales
Bewusstsein für die Chancen einer aktivieren-
den Sozialpolitik, die Stärken des Alters und
letztlich die Generationensolidarität.

• Gemeinwesenorientierte Seniorenarbeit
und kooperative Gestaltung einer Politik

für ältere Menschen durch Staat, Kommunen,
Freie Wohlfahrtspflege, Wissenschaft, Unter-
nehmen, Verbände sowie bürgerschaftlich En-
gagierte sind die Basis aller Strategien,

menschliche Wür-
de und individuelle
Persönlichkeit im Al-
ter zu erhalten, der
großen Vielfalt von
Lebenslagen im Al-
ter gerecht zu wer-
den sowie eine posi-
tive Entwicklung des

demografischen Wandels zu erreichen. Ge-
währleistet werden muss ein engmaschiges
Netzwerk Seniorenpolitik, bei dem die Kom-
munen im Verbund mit den Wohlfahrtsver-
bänden Federführung haben und das Land
eine moderierende, initiierende, fördernde und
qualifizierende Funktion übernimmt.

• Kommunale Seniorenpolitik lebt vom Dia-
log zur Lebenssituation älterer Menschen,
zu ihren spezifischen Belangen und Interes-
sen, zu den Zielen intergenerativer Projek-
te sowie zur Wirksamkeit seniorenbezoge-
ner Konzepte und Maßnahmen. Begrenzte
finanzielle Ressourcen zwingen zu noch um-
fassenderer Abstimmung der seniorenpo-
litischen Schwerpunkte der jeweiligen
haupt- und ehrenamtlichen Akteure. Sozia-
le und politische Partizipation Älterer ist ein
zentraler Ansatzpunkt zur Gewinnung bzw.
Wahrung notwendiger Synergien und Hand-
lungsspielräume gerade auf kommunaler
Ebene. Landesseniorenvertretung NRW und
Städte- und Gemeindebund NRW sind sich
vor diesem Hintergrund einig in dem Appell,
dass alle Möglichkeiten gemeinsamer Im-
pulse für eine aktive Gestaltung der Senio-
renpolitik vor Ort und in der Region genutzt
werden müssen. �

Diese gemeinsamen Positionen 
haben der Städte- und Gemeinde-
bund NRW sowie die Landes-

seniorenvertretung NRW Anfang
August 2011 im Rahmen eines 

Kooperationsgesprächs festgehalten

nehmerregion ein echtes politisches Enga-
gement steht, etwa von Seiten der Volksver-
tretung der Region, der Regionalregierung
oder eines anderen befugten Organs. Die Re-

gionen sollen deutlich angeben,
welche Institutionen und Akteure
für die Umsetzung der konkreten
Maßnahmen zuständig sein wer-
den. Einsendeschluss ist der 10.
November 2011. Weitere Informa-
tionen gibt es auf der Internetsei-
te http://www.cor.europa.eu/eer .

von Barbara Baltsch, 
Europa-Journalistin, 

E-Mail: barbara.baltsch@
kommunen-in-nrw.de

EUROPA -
N EWS

Europäische Unternehmerregion 2013
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Solidaritätszuschlag nicht
verfassungswidrig
Die Festsetzung des Solidaritätszuschlags zur Ein-
kommen- und Körperschaftsteuer war jedenfalls bis
zum Jahr 2007 verfassungsmäßig. Auch nach einer
Laufzeit von bis dahin 13 Jahren dient er noch zur De-
ckung des besonderen Finanzbedarfs des Bundes aus
den Kosten der Wiederherstellung der deutschen Ein-
heit. Zu einem dauerhaften Instrument der Steuerum-
verteilung darf der Solidaritätszuschlag nicht werden
(nichtamtliche Leitsätze).

BFH, Urteile vom 21. Juli 2011
- Az.: II R 50/09 und II R 52/10 -

In den beiden Streitfällen hatten eine Rechtsanwäl-
tin und eine GmbH gegen die Festsetzung des So-
lidaritätszuschlags für die Jahre 2005 bzw. 2007 ge-
klagt und geltend gemacht, der Solidaritätszuschlag
sei von Anfang an verfassungswidrig gewesen, min-
destens aber durch Zeitablauf verfassungswidrig
geworden. Der BFH folgte den Argumenten der Klä-
ger nicht und berief sich dazu auf die bisherige
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts.
Im Wesentlichen begründete der BFH seine Ent-
scheidungen bei der Verkündung der Urteile fol-
gendermaßen: 
Der Bund dürfe den Solidaritätszuschlag als sog.
Ergänzungsabgabe zur Einkommen- und Körper-
schaftsteuer erheben. Mit seiner Höhe (Aufkommen
im Jahr 2007 ca. 12,3 Mrd. Euro) höhle er nicht das
Bund und Ländern gemeinsam zustehende Aufkom-
men aus Einkommen- und Körperschaftsteuer aus,
sondern stehe dazu in angemessenem Verhältnis.

Der Solidaritätszuschlag habe nicht zeitlich be-
grenzt werden müssen. Es sei auch nicht
erforderlich, dass die zu finanzierenden
Aufgaben genau bezeichnet werden
oder dass es zu einer konkreten Zweck-
bindung der Einnahmen komme. 
Durch Zeitablauf sei das Solidaritäts-
zuschlagsgesetz jedenfalls bis 2007
nicht verfassungswidrig geworden. Al-

lerdings dürfe eine Ergänzungsabgabe nur
zur Finanzierung eines aufgabenbezogenen
Mehrbedarfs des Bundes erhoben werden.

Sie könne aber erst dann verfassungswidrig
werden, wenn der mit der Einführung verfolgte
Zweck erreicht sei und die Abgabe nicht wegen ei-
nes anderen Zwecks fortgeführt werden solle, son-
dern zur Deckung einer dauerhaften Finanzierungs-
lücke diene. An der Finanzierung der einigungsbe-
dingten Lasten beteilige sich der Bund bis zum Aus-
laufen des Solidarpakts II im Jahr 2019 mit weiter
sinkenden Beträgen. Von einer Deckung einer dau-
ernden Finanzierungslücke sei bis zum Jahr 2007
deshalb nicht auszugehen. 
Die im Verfahren II R 50/09 klagende Rechtsanwäl-
tin werde nicht dadurch gleichheitswidrig benach-
teiligt, dass der Solidaritätszuschlag bei Gewerbe-
treibenden nach der Einkommensteuer bemessen
werde, die zuvor bereits um pauschal anzurechnen-
de Gewerbesteuer gemindert sei. �

BVerwG, Urteil vom 17. August 2011
- Az.: 6 C 9.10 -

Die Klägerin nahm im Jahr 2000 an der Versteige-
rung von UMTS-Funkfrequenzen teil. Sie erhielt den
Zuschlag für die Erteilung einer bundesweiten Mo-
bilfunklizenz mit einer Laufzeit bis zum 31. Dezem-
ber 2020 und einer Ausstattung von zwei Frequenz-
blöcken zum Preis von ca. 8,4 Milliarden Euro. Ge-
mäß der Lizenzurkunde war die Klägerin ver-
pflichtet, einen Versorgungsgrad der Bevölke-
rung von mindestens 25 % bis zum 31. Dezember
2003 und von mindestens 50 % bis zum 31. Dezem-
ber 2005 herzustellen. In der Folgezeit stellte die
Klägerin jedoch ihre Tätigkeit als Anbieter von Mo-
bilfunkdienstleistungen ein. Nachdem der Mess-
dienst der Beklagten im Jahr 2004 keine Sendeak-
tivitäten in dem der Klägerin zugeteilten Fre-
quenzspektrum festgestellt hatte, widerrief die
Bundesnetzagentur die Lizenzrechte der Klägerin
und den ihr erteilten Frequenzzuteilungsbescheid.
Die Klägerin erhob gegen den Widerruf Klage und
forderte von der beklagten Bundesrepublik die
Rückzahlung des Zuschlagspreises. Die Klage blieb
vor dem VG Köln und dem OVG erfolglos. Nach Er-
gehen des Berufungsurteils und umfangreichen
Vorarbeiten der Bundesnetzagentur wurden im
Frühjahr 2010 u.a. die der Klägerin seinerzeit zu-
geteilten Frequenzen erneut versteigert.
Das Bundesverwaltungsgericht wies jetzt die Re-
vision der Klägerin zurück und bestätigte die Ur-
teile der Vorinstanzen. Die Bundesnetzagentur war
zum Widerruf der Lizenz und der Frequenzzutei-
lung berechtigt. Aufgrund der Nichterfüllung der
der Klägerin auferlegten Versorgungspflicht be-
stand ein erhebliches öffentliches Interesse
daran, das unbenutzte Frequenzspek-
trum zurückzuerlangen, um es dem
Markt erneut zur Verfügung zu
stellen. 
Da das der Klägerin zugeteil-
te Frequenznutzungs-
recht von vornherein
mit der Einschrän-
kung belastet war,
dass die Klägerin
von ihm nur nach
Maßgabe der im Ge-
meinwohlinteresse
auferlegten Versor-
gungspflicht Gebrauch
machen durfte, berechtig-
te der Widerruf auch nicht zur Rückforderung des
Zuschlagspreises. Denn durch den Preis wurde nicht
die während der gesamten Nutzungsdauer kon-
kret bestehende Nutzung, sondern die durch die
Zuweisung eröffnete, d.h. bei ordnungsgemä-
ßem Verhalten erzielbare Nutzungsmöglichkeit ab-
gegolten. Mit dem Zweck der Frequenzversteige-
rung, den am besten geeigneten, effizientesten
Nutzer zu ermitteln, wäre es nicht vereinbar,
wenn dererfolgreiche Bieter durch eigenes pflicht-
widriges Verhalten nachträglich die Rechtsgrund-
lage des Zuschlagspreises beseitigen könnte. 
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Prof. Dr.-Ing. Rudolf Rawe: HANDBUCH GASINSTALLATION IN WOHNGEBÄUDEN

Verantwortungsvolles Arbeiten an Gasanlagen er-

fordert breites und aktuelles Fachwissen. Das Buch

stellt dieses Wissen bereit. 

Ausgehend von den Brenneigenschaften der Gase

werden die Leitungsanlage, die Gasbrenner und die

moderne, umweltfreundliche und energiesparende

Gerätetechnik vorgestellt. Die sich daraus ergeben-

den Konsequenzen für die Abgasabführung und die

Verbrennungsluftversorgung werden ausführlich er-

läutert. Den Grundlagen des Immissionsschutzes ist

ein eigenes Kapitel gewidmet. 

Der Stoff des Buches wird auch für Praktiker in ver-

ständlicher Form dargestellt. Umfangreiche Be-

rechnungen werden auf das für die Praxis notwen-

dige Maß reduziert und anhand von Beispielen

erläutert. Der heutige Stand der Technik wird durch

die Schilderung der Entwicklungsstufen nachvoll-

ziehbar. Die Beschreibung der physikalisch-techni-

schen Hintergründe erleichtert das Verständnis  des

Gesetz- und Regelwerkes.

Das Buch wendet sich an Auszubildende und Stu-

dierende im Bereich der technischen Gebäudeaus-

rüstung um Fachwissen zu erwerben sowie an die

ausführenden Facharbeiter über den veantwortlichen

Meister bis hin zum planenden Ingenieur um das

Fachwissen zu aktualisieren.

Aktuelles Fachwissen

1. Auflage, November 2001, 
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